Fachkommentare 

zu den auf der Ethik-Fachtagung vorgestellten Initiativen 
Anschließend an die Schilderung der acht Initiativen erhielten drei Kommentator/innen die Gelegenheit, die Beiträge unter den folgenden Fragestellungen auszuwerten:

1. Welche Potenziale für eine breitere Wirkung in die Gesellschaft hinein sind erkennbar?

2. Welche Formen der Kooperation und welche Weisen der Kommunikation nach innen und außen können die gesellschaftliche Wirkung dieser Impulse stärken?

3. Wie können ethische Beweggründe über den Kreis der unmittelbar von ihnen Bewegten gesellschaftlich wirksam werden? 

Es kommentierten:

Günther Bachmann (Geschäftsführer des Rates für  Nachhaltige Entwicklung)     

Dr. Brigitte Dahlbender (Landesvorsitzende des BUND in Baden-Württemberg)

Prof. Dr. Markus Vogt  (Leiter der Clearingstelle Kirche und Umwelt)
_______________________________________________________________

Ethische Werthaltungen in Bewegung

Von Günther Bachmann, Rat für Nachhaltige Entwicklung

Kommentare sind keine Zensuren. Es kann bei einer Kommentierung der Vorträge nicht um eine quasi obergutachterliche Bewertung gehen. Ich verstehe meine Bemerkungen als Hinweise und Impulse zum besseren Gelingen.

Wo sich die Vorträge auf die Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung beziehen, sei angemerkt, dass man die – alle – Nachhaltigkeitsstrategien als Versuch einer fachübergreifenden, integrierten Politik zum Erhalt der Umwelt, der Verbesserung des sozialen Zusammenhalts und der globalen Verantwortung sehen. Dabei gilt es ganz nüchtern Wort und Taten zu bilanzieren. Der Nachhaltigkeitsrat steht derzeit in einem breit angelegten Arbeitsprozess, um die Verankerung der Nachhaltigkeit in der Gesellschaft in einer Momentaufnahme zu beleuchten. Auch deswegen sind die heutigen Diskussionen für uns von hohem Interesse.

Die ethischen Werthaltungen in unserer Gesellschaft sind in Bewegung. Von Stagnation des ethischen Denkens kann keine Rede sein. Noch weiß man nicht, wohin die Bewegung führen wird. Aber die „rote Gentechnik“ mit ihrer ausge​prägten Kontroverse zwischen der Ethik des Heilens einerseits und der Ethik des Helfens andererseits zeigt uns die Tiefe der Auseinandersetzung, die möglich ist. Zu bedauern bleibt, dass die ökologisch motivierte Diskussion um Lebensstile und Lebenslagen heute keinen ähnlichen Tiefgang zu erreichen scheint. Hier wartet ein hartes Stück Arbeit. 

Die Erdcharta bietet eine Referenz für den Stand dieser Diskussion. Besonders interessant ist dabei die Frage, ob wir die oft behauptete und geforderte Universalität der Menschenrechte wirklich zum Ausgangs​punkt eines weltweit anwendbaren Kataloges von Rechten und Pflichten machen – und was das dann konkret hieße. Die derzeit in Vorbereitung befindliche UN-Dekade Bildung und Nachhaltigkeit wird uns sicher aufzeigen, wo wir stehen und welche Aufgaben anzugehen sind.

Das richtige Maß im Auge behalten

Initiativen wie „anders besser leben“ betonen die Freiwilligkeit und die freie Wählbarkeit von alternativen Lebensentwürfen und sie sind sich des schmalen Grades zwischen der resignativen Grundstimmung vieler Menschen (man kann ja doch nichts tun, wie soll ich als Einzelner etwas bewegen) und der übergroßen Zielstellung, das mit der Aufforderung verbunden ist, „gesamtkulturelle Werte“ zu ändern, bewusst. Wichtig ist dabei wohl immer, dass man das richtige Maß im Auge behält und sich und andere weder unter- noch überfordert. Das ist leicht gesagt, und schwer konkretisiert. Die Konkretisierung hängt ganz wesentlich davon ab, ob die richtigen Alarmglocken geläutet werden. Alarmismus, Übertreibung von Katastrophen-Szenarien, Öko-Irrtümer und Verführungen zur Untergangsstimmung stehen auf der einen Seite. Auf der anderen Seite steht das ernsthafte Bemühen um die – wenn man so will: Selbstalarmierung der Gesellschaft, die von den naturwissenschaftlichen Befunden um zum Beispiel das Klima und die menschliche Gesundheit ausgeht.

Jeder Werte-Diskurs, insbesondere jede hochfliegende Diskussion um ethische Grundnormen menschlichen Handeln bedarf der „Erdung“ durch konkrete Ansatzpunkte für tägliches Handeln, das im Diesseits der Wertediskussion ansetzt. Deshalb ist es wichtig, dass Projekte wie diejenigen zum Vertrieb von fair gehandeltem Kaffee den Menschen die Möglichkeiten eröffnen, vom Wort zur Tat zu kommen. Auch wenn es sich um eingeschränkte Bereiche und vielleicht sogar nur um weiße Flecken in grauer Landschaft handelt, das praktische Grundbedürfnis nach einem realen Prüfbeweis, dass nicht alles nur Reden bleiben muss, wird auch zum Kriterium für die Wahrhaftigkeit der Postulate zum guten Leben (nur der anderen?). 

Nicht überall, wo Vision draufsteht, ist eine drin

Visionen zu einer nachhaltigen Entwicklung, Visionen zum guten Leben, zur besseren Welt sind – sieht man sich den Büchermarkt an – im Dutzend zu haben. Sie stehen im Wettbewerb um öffentliche Aufmerksamkeit. Fast meint man, es gibt einen inflationären Overkill an Visionen. Dabei wird deutlich: Nicht überall, wo „Vision“ draufsteht, ist eine drin. Und nicht überall, wo eine Vision drin ist, steht das Wort auf dem Cover. Gebraucht wird eine Suchformel, die Wichtiges von nur Plakativem, Verantwortliches von allzu eitel formulierten Wichtigtuereien und Perspektive von Nebelkerzen zu trennen vermag. Getrennt werden muss auch eine Verwendung des Begriff „Nachhaltigkeit“, die ihn mit Belanglosigkeiten füllt und politisch verquasselt, von seiner ernsthaften und kreativen Verwendung, die den Suchraum für die Erhaltung der Umwelt in einer sozial gerechten Welt eröffnet. Diese Diskussion braucht einen Ort. Das Projekt des Katholischen Sozialinstitutes hat den Mut, diesen Ort anzubieten. Das Enzyklopädische dieser Aufgabe scheint mit der Begeisterung einher zu gehen, die visionären Zukunftsentwürfen eigen ist. 

Wo Visionen enden, fängt Alltag an – so könnte man meinen und die nächste Frage ist die nach einer Finanzierung der Aktivitäten, die zur Überwindung von umweltschädlichen und unverantwortlichen Seiten des Alltags beitragen sollen. Das Fundraising und die Professionalisierung ist ein seit langem beschrit​tener, aber dennoch nicht selbstverständlicher Weg vieler nicht staatlicher umweltpolitischer Initiativen. Er ist nicht ohne Alternative und jedenfalls können die Praxis mancher Fundraising – Kampagnen durchaus kritisch angesehen werden. Andere Wege bietet die verstärkte Nutzung des zu Gunsten bürgerschaftlichen Engagements geöffneten Stiftungsrechtes und die Bereitschaft vieler Menschen zu sozialem Engagement. Hier die richtigen sozialen und sozialpolitischen Rahmenbedingungen zu setzen, ist eine wichtige Aufgabe des Staates und der Gesellschaft, die allein schon eine Agenda 2010 rechtfertigte.

Umwelt-Audit: noch kein Selbstläufer

Zwischen Arche Noah und Trinkwasserschutzgebiet, zwischen Schöpfung und Mülltrennung, zwischen Weltverbesserungsrhetorik und dem Handwerk des Weltverbesserns – irgendwo zwischen diesen Polen liegt das Umweltmanagement. Beispielhaft und erfolgreich, aber noch lange kein Selbstläufer, ist die Praxis des kirchlichen Umwelt-Audits und der Umweltmanagementsysteme. Sie sind noch weit entfernt, zum gesellschaftlichen Besitzstand zu werden. Die Kirchen geben ein Zeichen, dass man nicht auf den Staat warten kann, sondern dass die Gesellschaft sich eines umweltpolitischen Instruments selbst be​mäch​tigen kann und es auf Grund eigener Praxis auch verändern und modifizieren kann. Das ist der Weg, den man mit dem Grünen Gockel gegangen ist. Er zeigt: Umwelt-Audit ist ein Element modernen Managements, das soziales Ehrenamt, zielgerichtete Umweltverbesserung und eine Kultur der Anerkennung zu verbinden vermag. Dabei zählt vor allem die Erkennbarkeit der Richtung, in die sich eine Gemeinde bewegt, nicht die Größe der einzelnen Schritte. Das Produktive liegt in der Gleichzeitigkeit von konkreten Schritten und weitreichender Perspektive.

Im Gipskarst entscheidet sich Nachhaltigkeit. Die Landschaft des Südharzes ist ein Paradebeispiel für die Suche nach nachhaltigen Nutzungskonzepten, die den Imperativ zum Schutz und zur Erhaltung natürlicher Ressourcen anerkennt und das „Produkt Erde“ als Resultat der menschlichen Kultivierung von Natur gelten lässt. Dass dies kein Resultat ausschließlich ordnungspolitischer Praxis sein kann, unterstreichen Agenda-Initiativen und neue partizipative politische Handlungskonzepte auf kommunaler und regionaler Ebene. Regionale Erzeugung und regionaler Absatz von landwirtschaftlichen Produkten ist eine gute Strategie, die noch besser wird, wenn sie sich auf ökologisch erzeugte Produkte bezieht. Initiativen wie die Solidargemeinschaft Tölzer Land zeigen die enge Gleichzeitigkeit von Globalisierung und Regionalisierung von Wirtschaft und Kultur.
Dr. Günther Bachmann ist Geschäftsführer des Rates für Nachhaltige Entwicklung
Der Nachhaltigkeit ein Gesicht geben

Von Brigitte Dahlbender, BUND Baden-Württemberg

Im Rahmen dieser Fachtagung wurden Projekte vorgestellt, die im Folgenden unter der Fragestellung beleuchtet werden, welche Formen der Kooperation und welche Weisen der Kommunikation nach Innen und nach Außen die gesellschaftliche Wirkung dieser Impulse stärken können.

Allen Projekten ist gemeinsam, die Vision Nachhaltigkeit umzusetzen und zu konkretisieren. Fernab von der manchmal mühseligen, sich in viel zu detaillierten Instrumentendebatten verlierenden Diskussion um Zieldefinitionen und Umsetzungsmöglichkeiten für eine nachhaltige Entwicklung, wird Realität geschaffen. Das ist meines Erachtens das größte Verdienst aller derartigen Initiativen – und damit nicht nur der auf dieser Tagung vorgestellten Projekte: der Nachhaltigkeit ein Gesicht zu geben. Sie tragen dazu bei, dass dieser sehr abstrakte Begriff konkret definiert und mit bestimmten Bildern von Nachhaltigkeit belegt wird. Dies ist auch notwendig, damit der Begriff nicht weiter derart missbraucht werden kann wie etwa von weiten Teilen der Wirtschaft, die unter nachhaltiger Entwicklung oftmals nichts anderes verstehen (wollen) als anhaltendes Wirtschaftswachstum – oder auch von Seiten jener Kommunalpolitiker, die letztlich mit Nachhaltigkeit eine fortgesetzte Siedlungsentwicklung mit allen negativen Folgen betreiben. 

Aus diesem Grund ist es wichtig und von zentraler Bedeutung, dass eine offensive und für die Bevölkerung, die Politik und andere Gruppierungen sichtbare Kommunikation über Nachhaltigkeit und die vielen konkretisierenden Projekte betrieben wird. Wir brauchen eine klare Kommunikationsstrategie und eine breite Kommunikationsoffensive. 

Von den acht vorgestellten Projekten sind sechs so weit gediehen und bereits umgesetzt, dass sie unter der oben genannten Fragestellung betrachtet werden können: 1. Die Erd-Charta, 2. Aufbruch „Anders besser leben“, 3. Arbeitskreis Fair Kaffe für Kirchen, 4. Grüner Gockel der Ev. Landeskirche Württemberg, 5. Umweltakademie Nordthüringen „Regionale Identität – Ethik – Nachhaltigkeit“ und 6. Initiative Brucker Land „Regionale Vermarktung gesunder Lebensmittel“. 

Die Erd-Charta-Initiative zeichnet sich durch ein übergeordnetes Ziel aus, welches in dem veröffentlichten Text sehr klar beschrieben ist. In ihrem Anliegen sich als eine „inspirierende Vision“ grundlegender ethischer Prinzipien für eine nachhaltige Entwicklung auf internationaler und nationaler Ebene zu verstehen und sowohl die Weltgemeinschaft als auch die Nationalstaaten dazu zu bewegen, die Erd-Charta zu unterzeichnen, hat sich die Initiative ein großes Ziel gesteckt. Dieses Ziel steckt trotz aller Fortschritte noch am Anfang und sollte mit voller Kraft vorangetrieben werden. 

In dem Anspruch, darüber hinaus Aktivitäten zu entwickeln, auch vor Ort bis in die lokalen Einzelinitiativen und die Bürgergemeinschaft der jeweiligen Staaten hinein zu wirken, läuft die Initiative Gefahr, sich zu verlieren. Das klare Ziel wird verschwommen, ist weniger transparent. Die überzeugenden internationalen und übergeordneten nationalen Aktivitäten sollten mit aller Kraft verstärkt werden und die Initiative Erd-Charta sollte sich darauf konzentrieren. Kirchen, Umweltverbände und Bildungseinrichtungen vor allem Universitäten scheinen ein hervorragender Ansatzpunkt, um für die nationalen Aktivitäten Unterstützer zu gewinnen und eine breite Kommunikationsplattform zu bilden.

Die Initiative Aufbruch „Anders leben“ hat einen sehr umfassenden Anspruch. Sie will Menschen motivieren vor Ort im Rahmen Ihres täglichen Lebens nachhaltige Lebensstile und Lebensformen umzusetzen. In 10 Jahren, so die Vision, sollen 10% der Bevölkerung sich der Initiative angeschlossen haben. Dieser Anspruch ist schwer kommunizierbar. Es werden überwiegend Menschen angesprochen, die sich bereits auf dem Weg befinden und sich bereits intensiv damit auseinandergesetzt haben. Eine intensive Kommunikation nach außen, eine umfassende Unterstützung anderer Institutionen ist notwendig, um dem großen Ziel näher zu kommen. 

Das Projekt „Fair Kaffe für Kirchen“ ist ein typisches Beispiel für ein ganz konkretes Vorhaben: den Bezug von fair gehandeltem Kaffe in allen Einrichtungen und auf allen Veranstaltungen der Kirche. Hier zeigt sich schnell, woran Initiativen auch scheitern können, wenn die Kommunikation nach Innen, in die Kirchenverwaltung hinein, nicht zu Ergebnissen führt. Seit Jahren kommt das Projekt nicht aus dem Nischen-Dasein heraus, weil das Geld, d.h. der finanzielle Mehraufwand als Hemmnis für die breite Umsetzung im Wege steht. Das Projekt sollte eine breite Kommunikation auch nach außen führen und intensiver auf die Entscheidungsträger innerhalb der Kirche zugehen.

Der „Grüne Gockel“ der Ev. Landeskirche Württemberg wird nach innen und außen breit kommuniziert. Das Umwelt-Audit nach EMAS II für Kirchengemeinden eignet sich sehr, um beispielgebend auch für andere Institutionen zu wirken. Deshalb kann man nur wünschen, dass diese Initiative sowohl in der evangelischen Kirche Fuß fasst und von möglichst vielen Kirchengemeinden aufgegriffen wird. Hier wird vor allem ein langer Atem für die fortgesetzte und intensive Kommunikation notwendig sein.

Die Umweltakademie Nordthüringen hat sehr viele Initiativen und Projekte für eine an ethischen Werten ausgerichtete Regionalentwicklung in Angriff genommen. Die vielen Einzelaktivitäten sind jedoch für Außenstehende nur schwer in einen Zusammenhang zu bringen. Damit von dieser Initiative ein breiter Impuls ausgehen kann, sollten die Ziele eng an den Agenda-Prozess angebunden werden. Es wäre ratsam, Leitbilder, Leitlinien und Ziele genauer festzulegen, um die z.T. hochinteressanten Einzelaktivitäten – wie zum Beispiel die Einrichtung eines „Naturhaushalts“ neben dem üblichen kommunalen Haushalt – darin einzubinden. 

Die Initiative „Brucker Land“ hat ein sehr klares Ziel: Die Vermarktung regionaler Produkte zur Stärkung heimischen Wirtschaft. Dass dies möglich ist, belegt die Initiative Brucker Land sehr eindrucksvoll. Damit wurde diese Initiative zu einer Erfolgsgeschichte. Hier wurde von Anfang an auf eine intensive Kommunikation und der Kooperation mit vielen unterschiedlichen Partnern gesetzt – was vielleicht manch anderer der vorgestellten Initiativen noch fehlte.

Die vorgestellten Initiativen bieten einen aufschlussreichen Einblick in die Vielfalt lokaler, regionaler, nationaler und weltweiter Aktivitäten zur Umsetzung von Nachhaltigkeit. Sie geben der nachhaltigen Entwicklung damit wesentliche Impulse und setzen Signale zum Nachahmen und Mitmachen. Was jedoch fehlt, ist eine umfassende Strategie, diese vielen Einzelinitiativen miteinander zu verknüpfen und ihre Arbeit transparent zu machen. Die Bevölkerung kann bislang nur unzureichend erkennen, wie intensiv die Ideen und Ziele von Rio durch die unterschiedlichsten Initiativen Eingang in unser Handeln finden – oder bereits gefunden haben. Vielleicht wäre hier die „Initiative Zukunft“ ein gangbarer Weg, zukunftsfähige Konzepte vorzustellen und auf ihre Umsetzbarkeit hin zu überprüfen.

Die Bundesregierung ist im Zusammenhang mit der Nachhaltigkeitsstrategie aufgefordert, eine Kommunikationsoffensive zu starten und ein Netzwerk für alle Nachhaltigkeitsprojekte zu bilden. Nur so kann ein Bild davon vermittelt werden, wie viele Projekte und Initiativen es in Deutschland bereits auf den unterschiedlichen Ebenen von den verschiedensten gesellschaftlichen Gruppierungen und Institutionen gibt. Auf der Basis dieser Plattform können die vielen Einzelprojekte erlebbar gemacht werden für alle Menschen, die sich mit dem Gedanken tragen, im Sinne der Nachhaltigen Entwicklung tätig zu werden. Sie bietet die Grundlage für die Verknüpfung gleicher oder ähnlicher Projekte in Deutschland und erleichtert die Suche nach Kooperationspartnern.

Dr. Brigitte Dahlbender ist BUND-Landesvorsitzende in Baden-Württemberg stellv. Bundesvorsitzende des BUND
Über den Kreis der unmittelbar 

Bewegten hinaus wirksam werden
Von Markus Vogt, Clearingstelle Kirche und Umwelt

Oft wirkt die moralische Kommunikation eher abschreckend als motivierend. Woran liegt das? Meines Erachtens gibt es drei wesentliche Kriterien bzw. Voraussetzungen, die beachtet werden müssen, um gesellschaftlich wirksam über Moral zu reden:

1. Moralisierungsabstinenz

Die ökologische Kommunikation erstickt bisweilen an einem Übermaß und „Leerlauf“ moralischer Appelle. Mangel herrscht in unserer Gesellschaft jedoch nicht an Appellen, sondern an Verbindlichkeit und klaren Analysen der Zielkonflikte. Ethik ist dann hilfreich, wenn sie sich auch analytisch als Werkzeug für Entscheidungen bewährt, indem sie Kriterien für die Bewertung, Gewichtung und Zuordnung unterschiedlicher Handlungsziele an die Hand gibt.

Nicht der Appell ist die erste Aufgabe der Ethik, sondern die Aufklärung über Zielkonflikte, Motivationsbarrieren und Koordinationsprobleme. 

Eine kulturfähige, freiheitsermöglichende und dem Anspruch des Christlichen genügende Ethik fängt da an, wo Moralisieren aufhört. Sie urteilt nicht selbstgerecht über andere, sondern weiss um die Grenzen der Menschen, die als Geschöpfe immer nur über unvollständiges Wissen und begrenzte Motivation verfügen und ein Recht darauf haben, in ihrer Begrenztheit (Kontingenz) ernst genommen zu werden. Ethik ist in dem Maße schöpfungsgerecht, als es ihr gelingt, das Sollen im Wollen zu verankern, Ich-Stärke und Identitätsbildung zu unterstützen, Pflicht mit Lebensfreude zu verbinden. Das setzt Kreativität und die Vermittlung eines positiven Bildes von Lebensqualität voraus.

„Verantwortungsethik“ zeichnet sich durch Moralisierungsabstinenz aus, indem sie nicht primär von der Bewertung der Handlungsmotive ausgeht, sondern von der Bewertung der Handlungsfolgen. Sie bewährt sich im Kompromiss als „Ernstfall der Ethik“, indem sie die „Kunst des Möglichen“ praktiziert und dialogfähig auch andere Standpunkte und Interessen gelten lässt, ohne dabei die eigenen Prinzipien aufzugeben.
2. Adressatenklärung

Adressat der Ethik ist immer auch der Sprecher selbst. Die größte Barriere für die gesellschaftliche Wirksamkeit schöpfungsethischer Argumente der Kirchen ist der Verdacht, dass diese in den Kirchen selbst nicht gelebt werden. Die nicht durch eigenes Handeln gedeckten Forderungen an die Adresse Dritter erscheinen als performativer Widerspruch zwischen Reden und Tun. Die Glaubwürdigkeitslücke kann nur dadurch überwunden werden, dass der Schöpfungsglaube als „Tat-Sache“, also als persönlicher und gemeinschaftlicher Handlungsauftrag verstanden wird. 

Ethische Verkündigung und Motivation durch Zeichenhandeln ist eine alte prophetische Tradition der Kirche. Pädagogisch geht es um Lernen durch Vorbild. Auf die Verbindung von Wort und Tat kommt es an. Dies schafft Raum für Beteiligung als Basis einer Kultur der Nachhaltigkeit. Nicht jeder/jede muss alles können. Verantwortung lebt ganz wesentlich davon, dass die Adressaten differenziert und abgegrenzt sind. Sie verlangt nicht Perfektion, wohl aber verlässliche Rechenschaft in Wort und Tat für den jeweiligen Verantwortungsbereich. Die Klärung der Adressaten bestimmter ethischer Forderungen trägt dazu bei, über die „dünne Moral“ allgemeiner, abstrakter Prinzipien hinaus die Verbindlichkeit „dichter Moral“ konkreter und gelebter Praxis zu ereichen. Adressatenbezogene Ethik ist plural und kontextuell differenziert.

3. Strukturenethik

Ethische Beweggründe werden dann und in dem Maße über den Kreis der unmittelbar von Ihnen bewegten gesellschaftlich wirksam, wenn sie in Strukturen übersetzt werden. Strukturenethik zielt nicht darauf, die Handlungsmotive im Kopf zu „zähmen“, sondern die Handlungsfolgen über die institutionellen Bedingungen zu optimieren. Statt des Appells „Wirf keine Glasflaschen weg“, ein Gesetz, das die Rückgabe über Pfand löst und sich dabei der individuellen Gewinninteressen (in diesem Fall: das Pfandgeld nicht zu verlieren) bedient. Institutionelle Strukturen können Kooperationen erzwingen und begrenzen die Ausbeutung moralisch Handelnder durch „Trittbrettfahrer“, die die Vorteile (z.B. saubere Umwelt) genießen wollen, ohne sich an den dafür nötigen Aufwendungen zu beteiligen. 

Je anonymer eine Gesellschaft, d.h. je weniger durch soziale Anerkennung und face-to-face-Beziehungen kontrolliert, desto wichtiger ist die Ablagerung de Moral in Strukturen, die eine Handlungskontrolle entlang der individuellen Anreize sowie gesetzlicher Zwangsbefugnis ermöglichen. Gerechtigkeit ohne Schwert/Macht ist nicht hinreichend durchsetzungsfähig. Gesetze können individuelle Moral (Tugend) jedoch nicht ersetzen, sondern nur ergänzen.

(siehe auch Beitrag von Markus Vogt im Anhang) 

Prof. Markus Vogt ist Leiter der Clearingstelle Kirche und Umwelt, Benediktbeuern

clear.k-u@t-online.de
Ansprüche an die nationale 

Nachhaltigkeitsstrategie 
In sieben etwas ungewöhnlichen Thesen formulierte Gisela Hartmann vom Koordinationskreis der Ökumenischen Basisgruppen und Initiativen Ansprüche an eine nationale Nachhaltigkeitsstrate​gie – und damit auch an die Bundesregierung:
These 1: Was für die Raupe das Ende der Welt, ist für den Rest der Welt Schmetterling (Lao-tse)

Daraus folgernder Anspruch: Jeder Einzelne muss seinen Beitrag leisten, um das Ganze zu retten.

These 2 : Einheit in der Vielfalt – Vielfalt ist der Weg, Einheit  ist das Ziel.

Daraus folgernder Anspruch: Erd-Charta unterzeichnen, Weltethiktag gestalten. Ethikausschuss/-beirat für nachhaltige Entwicklung entsprechend Durchführungsplan des Weltgipfels Johannesburg 2003

These 3: Vorbeugen ist besser als Heilen.
Anspruch: Analog dem Hippokratischen Eid eine Eidesformel für Politiker / eine nationale „Naturhaushaltswirtschaft“ einführen.

These 4 : Freiheit ist Einsicht in die Notwendigkeit (Hegel)

Anspruch: „Bildung neu denken“ / Wissenschaftliche Begleitung der Politik in der Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie. Vorbild eines nachhaltigen Bildungsansatzes könnte die “Planet Life University” sein. / Eine Ethik für die nationale Nachhaltigkeitsstrategie dem Fortschrittsbericht voranstellen
These 5: Vertrauen wagen (Kirchentage in der DDR)    

Anspruch: Ende der „Ethikempörung“, statt dessen Einmischung im Sinne von Mitgestaltung und Kommunikation.

These 6: Die Erde hat genug für jedermanns Bedürfnisse, aber nicht für jedermanns Gier. 
(Gandhi)

Anspruch: Nachhaltige Entwicklung ist eine Entwicklung, die den Bedürfnissen der heutigen Generationen entspricht, ohne die Möglichkeiten kommender Generationen zu gefährden, (Gerechtigkeitsprinzip)

Entsprechend der Forderung des Durchführungsplans zum Weltgipfel von Johannesburg: „Wir erkennen die Bedeutung der Ethik für die nachhaltige Entwicklung an und betonen daher die Notwendigkeit, bei der Umsetzung der Agenda 21 ethische Gesichtspunkte zu berücksichtigen“  entwickelte Gisela Hartmann einen „Förderkatalog“ entlang folgender Punkte::

- Projekte von Basisgruppen und Initiativen fordern und fördern.

- Vergabe von Fördermitteln, Subventionen: Kriterienkatalog an Nachhaltigkeit festmachen.

- Bildungskampagnen zur nat. Nachhaltigkeitsstrategie, neue Lehrpläne und Studienprogramme, 

- Nachhaltigkeit z.B. in Betriebswirtschaft integrieren  Umschulungsprogramme  für den zweiten Arbeitsmarkt, Seniorenakademie,

- soziokulturelle Entwicklungen fördern;

- Kein Automatismus für Politikerbeförderung bis zur EU;

- Interdisziplinäres Agieren und Operieren in der Politik und in der Verwaltung, Kirchen und Gewerkschaften;

- Nachhaltig handelnde Wirtschaftsunternehmen stärken und der Öffentlichkeit bekannt machen;

- Bundes-, Landes- und Kommunalparlamentsdebatten durch Ethikkommentare begleiten (Parlamentarischer Ethikausschuss und Ethikbeirat)

Daraus abgeleitete Ansprüche:


A   Nachhaltigkeit muss (in Anlehnung an die Brundtlandkommission) handeln auf:

1. Vorsorge- und Gerechtigkeitsprinzip (Verantwortung gegenüber kommenden Generationen, Befriedigung der Bedürfnisse nicht auf Kosten anderer)

2. Frieden, Demokratie und Toleranz als unabdingbare Voraussetzung müssen zum Handlungs​rahmen jedes Menschen und der lokalen, nationalen und internationalen Politik werden.

3. Ökologisches Bewahrungsprinzip   (Keine irreparable Schädigung des Ökosystems der Erde)

B    Es ist eine Wirtschaftsweise zu entwickeln, die statt ständigem Wachstum eine Entwicklung eines dynamischen Gleichgewichts ermöglicht.

   C    Eine grundlegende Veränderung der Lebensweise und der Werteorientierung ist erforderlich, besonders im Konsumverhalten. Nicht: Mehr, reicher, bequemer – sondern kreativ, ursprünglicher, natürlicher und spiritueller leben ist „gutes Leben“. Werte wie Wohlbefinden, Gesundheit und Achtsamkeit gegenüber Mensch und Natur stärker würdigen.

D    Folgende Notwendigkeiten bei den Schwerpunktthemen Landwirtschaft und Ernährung, Mobilität, Energie und Flächeninanspruchnahme:

1.   Wiedereinsetzung des Primats der Politik gegenüber der Wirtschaft.

2.   Orientierung an den progressiven Nachhaltigkeitsmaßnahmen anderer Länder.

3.   Deutschland sollte mehr Mut zu einer Vorreiterrolle haben.

4.   Das Setzen auf Konjunktur und Wachstum blockiert die Nachhaltigkeitsentwicklung.

E    Bildung für eine nachhaltige Entwicklung hat eine Schlüsselrolle. Erforderlich sind:

1. Ein verbindlicher Bildungsinhalt

2. Die Bildung muss ganzheitlich, emotional und erlebnishaft sein

3. Lebenslanges Lernen, „Bildung neu denken“

4. Kulturelle, soziale und religiöse Einrichtungen müssen gestärkt werden

5. Nachhaltigkeitsoptionen im Fernsehen, in der Werbung und sonstigen Medien müssen zur Prämisse erhoben werden.

6. Schaffung von Transparenz bei Informationsansprüchen von  Verbrauchern, Publikations​pflicht von Unternehmen.

F    Stärkung der zweiten demokratischen Ebene: Zivilgesellschaftliche Kräfte, Initiativen und Bewegungen: 
Unterstützung und Stärkung des Folgeprojektes „Initiativkreis für eine Kommunale Ökumene/Lokale Agenda 21“ mit dem Projektbüro als Voraussetzung für eine bundesweite Anlaufstelle für den GFS- bzw. Agenda 21-Prozess und der Lebensstilbewegung „Aufbruch anders besser leben – zukunftsfähig mit Körper, Geist und Seele“. Zu diesem Zweck: 

- Bereitstellung von finanziellen und organisatorischen Mitteln.

      - Unterstützung der lokalen Agenda 21, Einrichtung von Bürgerbüros,                           

      - Förderung Runder Tische, Förderung von Verbänden und NGOs, von Sozialforen, des GFS-Prozesses in den Kirchen und des Koordinationskreises für ethisch motivierte Basisgruppen. 

Ein Teil dieser Forderungen floss in einen anschließend verfassten „Brief an das Bundeskanzleramt“ ein (siehe Ende dieses Kapitels).

Gisela Hartmann, Mitglied des Koordinationskreises der Ökumenischen Basisgruppen und Initiativen

Erkenntnisse der Tagung 
& Fragen zur Perspektive 

Von Gerhard Scherhorn, Wuppertal-Institut

Was tragen ethisch motivierte Gruppen und Initiativen zur Förderung der Nachhaltigkeit in der Gesellschaft bei? Das ist die Frage, die wir auf dieser Fachtagung gestellt haben. Nach dem exemplarischen Einblick in sechs solcher Initiativen – der gewiss in allen Teilnehmern die Erinnerung an eine Fülle weiterer Beispiele ausgelöst hat – besteht für mich die Antwort aus drei Sätzen, die ich jeweils kurz erläutern will.

1. Ethisch motivierte Gruppen und Initiativen sind unverzichtbar, 
ohne sie kommt eine Kultur der Nachhaltigkeit nicht zustande.

Ein Bewusstseinswandel vollzieht sich nicht durch Einsicht allein, sondern durch konkludentes Handeln und gegenseitige Bestärkung. Der neue Bewusstseins-Inhalt muss im Handeln konkret werden, und man muss sich durch soziales Handeln vergewissern, dass er geteilt wird. Also entsteht er in konkreten Situationen, wird er von konkreten Anlässen angeregt, von konkreten Personen in individuellen Umgebungen entwickelt. Jeder Ansatz hat seine eigene Thematik, seinen eigenen Hintergrund, seine eigene Handlungsrichtung. Jeder Ansatz ist anders, keiner ist das Ganze, in jedem kann es enthalten sein, aber jeder hat auch seine begrenzte Reichweite. Das hervorstechende Kennzeichen der Gruppen ist ihre Diversität. Sie ist wichtig dafür, dass das Leitbild Nachhaltigkeit lebendig und entwicklungsfähig bleibt. 

2. Ethisch motivierte Gruppen und Initiativen bringen keine soziale Bewegung hervor.

Nicht nur die Vielfalt, auch die starken Innenbindungen bewirken, dass die Gruppen sich nicht zusammenschließen können. Zur Ausbreitung sind nur Gruppen mit schwachen Innenbindungen (Granovetter: „weak ties“) in der Lage, weil deren Mitglieder nach außen kommunizieren. Gruppen mit „strong ties“ kommunizieren mehr im Innenverhältnis, sind aber weniger in der Lage, mit anderen Gruppen zusammen zu gehen. Die starken Bindungen sind sinnvoll, damit jede Gruppe ihre Eigenart entwickeln und bewahren kann. Deshalb ist von den Gruppen nicht zu erwarten, dass sie eine soziale Bewegung hervorbringen. Wohl aber können sie den Nährboden für eine Kultur der Nachhaltigkeit bilden. Dazu ist nötig, dass ihre Vielfalt gestärkt wird, nach dem Motto „Lasst hunderttausend Blumen blühen“. Was schon existiert, bedarf nur der Ermutigung und Anerkennung, nicht der Förderung. Gefördert werden sollte die Bildung zusätzlicher Gruppen; wenn ein wichtiger Ausschnitt des Spektrums unterbesetzt ist. 

3. Gemeinsames Handeln auf breiter Basis bedarf zentraler Herausforderungen.

Gemeinsamkeit im Handeln wird auf dieser Basis entstehen, wenn eine starke Herausforderung von außen kommt, die mehrere oder alle Gruppen zu einer kooperativen Aktion bewegt. Das kann z.B. eine Prognose wie die der Aspo-Gruppe unabhängiger Ölgeologen um Colin Campbell sein, der zufolge der Höhepunkt der weltweiten Erdölförderung schon um das Jahr 2010 erreicht wird, so dass bei Investitionsentscheidungen im Bereich Heizung, Mobilität, Kraftübertragung, die über das Jahr 2010 hinaus reichen, und das gilt für die meisten, ein erhöhtes Risiko von Öl- und folglich auch Gas-Preissteigerungen einkalkuliert werden muss. Nehmen sich einzelne Gruppen dieser Frage an und tragen sie weiter, so kann durchaus eine allgemeine Verhaltensänderung angestoßen werden. 

Ein anderes Beispiel bildet das „New Apollo Project“ in den USA, mit dem Umweltverbände, Gewerkschaften, Politiker an Kennedys „Projekt Apollo“ anknüpfen wollen, das mit der Vision des Fluges zum Mond die Nation für einen technologischen Sprung nach vorn begeisterte. Ähnlich soll jetzt eine konzertierte Aktion für neue Energien, Vermeidung von Umweltkosten, Zero Emission und Upcycling die Nation wieder an die Spitze der technologischen Entwicklung führen. Würde das Projekt von der Regierung unterstützt, so hätte es sicher die Chance, die zahlreichen Gruppen und Initiativen im Lande zu einer gemeinsamen Bewegung zu vereinigen.  

Prof. Dr. Gerhard Scherhorn ist Leiter der Forschungsgruppe „Nachhaltiges Produzieren und Konsumieren“ am Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie GmbH

Nachhaltigkeit als ethisches Postulat

Was tragen ethisch motivierte Gruppen zu einer Kultur der Nachhaltigkeit bei?

Von Angelika Zahrnt, BUND

Ich möchte mich dieser Frage vor meinem persönlichen Erfahrungshintergrund nähern und ihn deshalb kurz skizzieren: Seit 25 Jahren bin ich Mitglied der Ökumenischen Initiative Eine Welt, habe vor über 20 Jahren einen Arbeitskreis für Umweltfragen in der Kirchengemeinde gegründet, die einen Umwelt-Check ausgearbeitet hat, war im Umweltbeirat der Badischen Landeskirche. Mein Enga​gement in der Umweltbewegung reicht von der Gründung unserer örtlichen BUND-Gruppe über die Arbeit in einem der Wissenschaftlichen Arbeitskreise des BUND bis zur Arbeit im Bundesvorstand. In der Nachhaltigkeitsdebatte habe ich mich mit der BUND/Misereor/Wuppertal-Studie „Zukunftsfähiges Deutschland“ beteiligt, die Verbreitung der Erd-Charta unterstützt und setze mich im Nachhal​tigkeitsrat dafür ein, dass unter Nachhaltigkeit nicht nur öko-effiziente Technik, sondern auch über Ethik und Lebensstile diskutiert wird. Von daher habe ich mich in vielen Beiträgen dieser Tagung wiedergefunden und bin gleichzeitig ein stückweit davon entfernt.

Nachhaltigkeit ist ein ethisches Postulat, das im Kern auf Gerechtigkeit basiert – Gerechtigkeit gegenüber nachfolgenden Generationen, Gerechtigkeit gegenüber den Menschen in den Ländern des Südens und auch Gerechtigkeit gegenüber den Mitgeschöpfen. Dieser Anspruch einer erweiterten Gerechtigkeit kontrastiert mit der so genannten „Besitzstandswahrungsgerechtigkeit“ (wie es ein Vertreter des BDI in den vielen Diskussionen zum „Zukunftsfähigen Deutschland“ immer wieder formuliert und vertreten hat). Diese Debatte, bei der es im Kern um Veränderungen und Teilen geht, muss geführt werden.

Ethisch motivierte Gruppen haben die Bereitschaft und das Interesse, über das ethische Fundament von Nachhaltigkeit mit anderen zu sprechen, über Technik und Effizienz hinaus. Sie ziehen aus dem eigenen ethischen Fundament Stärke und Ausdauer. Sie sind bereit, alte und doch oft ungewohnte und unbequeme Fragen wieder neu zu stellen – die Frage nach dem guten Leben, dem Verhältnis von Haben und Sein, der Vereinbarkeit von Konsumorientierung und Nachhaltigkeit. Wenn Einzelne oder Gruppen nicht nur über neuen Lebens​stil diskutieren sondern ihn auch leben, ihn in sozialen, ökologischen, Dritte-Welt-Projekten sichtbar machen, können sie Mut machen, andere bestärken, Veränderungsbereitschaft wecken.

Eine wichtige Frage ist für mich, ob diese Gruppen sich als „Ethik-Bewegung“ verstehen oder sich als ethisch fundierte Bewegung für bestimmte Ziele enga​gieren, ob sie sich auf (durchaus auch wirksame) Nischenarbeit beschränken wollen – oder aber breit in die Gesellschaft hineinwirken wollen. Ein gutes Beispiel ist die Ökumenische Initiative Eine Welt:  Die IÖEW konzentriert sich derzeit auf die Aufgabe, die „Erd-Charta“ als ein zentrales Dokument der ethi​schen Fundie​rung von Nachhaltigkeit bekannt zu machen und für sie um Unter​stützung zu werben. Hier versucht eine ethisch motivierte Gruppe ein ethisches Grundsatz​papier in die gesellschaftliche Diskussion einzubringen und hierfür eine Strategie zu entwickeln.

Wen können und wollen wir erreichen?

Sehr viel breiter ist der Ansatz und Anspruch der Initiative „Aufbruch - Anders besser Leben“, die sich an alle Bürger wendet, ihren Lebensstil in vielfältiger Weise zu verändern und die anstrebt, innerhalb von 10 Jahren 10 Prozent der Bevölkerung hierfür zu gewinnen. Hier stellen sich für mich viele Fragen, die ja zum Teil auch schon praktisch auftauchen: Es ist die Frage nach der Nachhaltigkeit der Initiativen selbst. Wie kann der Schwung und die Kreativität des Anfangs erhalten bleiben, wie kann nach einer Anfangsfinanzierung die Weiterarbeit personell und finanziell gesichert werden? Wie kann man im Falle einer erfolgreichen Verbreiterung der Initiative die Kontinuität gewährleisten, und wie können professionelle Strukturen geschaffen werden für die dann zahlreichere Mitglie​der und Unterstützer, die Informationen brauchen, Beiträge zahlen etc. Wird die Initiative zum Verband? Kann sie damit ihre Ursprüng​lichkeit und ihren Charak​ter bewahren? Wo ist der Raum für einen neuen Verband innerhalb der vielen anderen Verbände?

Findet die Initiative nur begrenzten Zuspruch, dann entfernt sie sich immer mehr von ihrem selbst gesetzten anspruchsvollen Ziel der Verbreiterung und muss irgendwann erkennen, dass sie dieses Ziel nicht erreichen wird, dass sie vielmehr zunehmend damit beschäftigt ist, ihre eigene Existenz über Einzelprojekte finanziell abzusichern.

Es scheint mir vor diesem Hintergrund wichtig, dass ethisch motivierte Gruppen den Adressaten ihrer Aktivitäten noch stärker bedenken: Die Frage ist, wen will ich erreichen? Es könnte erfolgversprechend sein, erst einmal die Initiativen anzusprechen und zu beeinflussen, die „die gleiche Sprache sprechen“ – wie z.B. die Kirchen. Hier besteht der große Vorteil, dass ethisch motivierte Initiativen sich auf ein gemeinsames Fundament berufen können, wenn sie einfordern, dass die eigene Institution konsequenter vom Reden zum Handeln kommen müsse. Die Veränderung von Institutionen wie der Kirche und auch kirchlicher Einrich​tungen und Akademien etc. kann beispielhaft sein, große mediale Wirkung haben und über Multiplikatoren aus den eigenen Reihen in andere gesell​schaftliche Gruppen hineinwirken.

Bei allem Respekt vor der Initiative „Aufbruch – Anders besser leben“: Mir wäre es lieber, wenn sich Brot für die Welt entschließen könnte, die Aktion E – „einfacher leben, einfach überleben, Leben entdecken“ – wieder aufleben zu lassen und damit ein Dach bereitzustellen, dass es den vielfältigsten Lebensstil​-Initiativen ermögli​chen würde, ihre Aktivitäten zu entfalten und gleichzeitig Unterstützung zu haben im Hinblick auf Materialien und Öffentlichkeitsarbeit. 

Dies würde stärker die Chance eröffnen, die Arbeit ethisch motivierter Gruppen wirksam werden zu lassen: ihre unmittelbare Überzeugung, durch die persön​liche Begegnung, den persönlichen Einsatz, das gemeinschaftliche Projekt – oder die eigene vorzeig​bare Kirchengemeinde, die sich systematisch und mit breiter Unterstützung daran gemacht hat – das eigene Handeln nachhaltig zu gestalten; damit der grüne Gockel nicht nur in der Kirchengemeinde kräht, sondern auch seinen Widerhall in Privathaushalten, in der Kommune und in den Unternehmen findet.

Die Autorin ist Vorsitzende des BUND, angelika.zahrnt@bund.ne
Fortschrittsbericht ohne Nachhaltigkeit?

Brief des Koordinationskreises Ökumenischer Basisgruppen 
und Initiativen an das Bundeskanzleramt

Sehr geehrte Damen und Herren,

gerne nehmen wir Ihre Einladung an, uns am „Dialog-Nachhaltigkeit“ zu beteiligen. Entspricht dieser öffentliche gesellschaftliche Dialog doch  unserer Erfahrung unter anderem  aus dem Konziliaren Prozess der Kirchen in der DDR,  der zu tief greifenden Veränderungen für das Leben in Deutschland geführt hat. Dieser erfolgreiche Konsultationsprozess sollte unter den veränderten gesellschaftlichen Bedingungen fortgeführt bzw. neu belebt werden.

In diesem Sinne haben wir in den letzten  3 Jahren  maßgeblich zwei Projekte begleitet, die vom Bundesumweltministerium und vom Umweltbundesamt gefördert wurden. In ihnen ging es darum, im Rahmen der Nachhaltigkeitsstrategie unter Beachtung der ethischen Grundwerte Gerechtigkeit, Frieden und Schöpfungsbewahrung im Agenda 21 Prozess Modelle für eine nachhaltige Entwicklung zu initiieren und umzusetzen.

In diesen Prozessen wurde uns immer deutlicher, dass sich eine nachhaltige Entwicklung ohne klar erkennbare und benennbare ethische Werte, die für eine verlässliche Orientierung bei  anstehenden Entscheidungen unerlässlich sind,  nicht wirklich entfalten kann.

Wir stimmen in dieser Erkenntnis auch mit dem in Johannesburg auf dem Weltgipfel für nachhaltige Entwicklung 2002 verabschiedeten „Durchführungsplan des Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung“ überein, in dem es in der Einleitung unter Punkt 6 heißt:

„Wir erkennen die Bedeutung der Ethik für die nachhaltige Entwicklung an und betonen daher die Notwendigkeit, bei der Umsetzung der Agenda 21 ethische Gesichtspunkte zu berücksichtigen“.

Mit der in den letzten Jahren entwickelten Erd-Charta ist in einer weltumspannenden Konsultation eine ethische Basiserklärung formuliert worden, die von den Vereinten Nationen zur verbindlichen ethischen Richtschnur für alle  Menschen und Völker erklärt werden  sollte. 

Diese Basiserklärung schließt in sich ethische Handlungsweisen ein, die es ermöglichen würden, eine grundlegende Veränderung der Lebensstile und Konsummuster vor allem in den industrialisierten Ländern herbeizuführen. Denn in der aktuellen Nachhaltigkeitsdebatte wird immer deutlicher, dass die natürlichen Ressourcen, die uns für unseren Wohlstand zur Verfügung stehen, begrenzt sind und der Verbrauch dieser Ressourcen auch durch eine „Effizienz-Revolution“ nicht regeneriert werden kann.

Leider spielen beide hier erwähnten Punkte in der 2002 verabschiedeten Nachhaltigkeitsstrategie „Perspektiven für Deutschland“ nicht die ihnen zustehende Rolle. Um so dringlicher erscheint es uns, dass ihnen in dem derzeit diskutierten und fertig zu stellenden Fortschrittsbericht ein hervorgehobener Platz eingeräumt wird.

Wir bitten deshalb die Bundesregierung mit Nachdruck darum,

1. dafür Sorge zu tragen, dass die Inhalte der Erd-Charta als ethische  Basiserklärung  für eine nachhaltige Entwicklung im Fortschrittsbericht festgeschrieben werden.

2. die Lebensstilfrage viel stärker in ihrer kulturellen und sozialen, ökologischen und ökonomischen Dimension hervorzuheben und an zentraler Stelle zu verankern. Beispielgebend könnte hier die Österreichische Nachhaltigkeitsstrategie sein, die das Kapitel „Ein zukunftsfähiger Lebensstil“ zum strategischen Leitziel gemacht hat.

3. Darüber hinaus wäre es außerordentlich hilfreich, in den einzelnen Kapiteln des Zukunftsberichtes jeweils konkrete Schritte für bürgerschaftliches Handeln im Sinne einer praktischen Umsetzung eines zukunftsfähigen Lebensstils zu verankern. 

Mir freundlichen Grüßen

im Auftrage des Koordinationskreises Ökumenischer Basisgruppen und Initiativen

Paulander Hausmann, 28. Februar 2004

Anhang: Weiterführende Texte

Wohin treibt die Welt?
Von Horst Schmitthenner, Industrie​ge​werkschaft Metall 

Viele von uns engagierten sich vor der Bundestagswahl 1998 für ein sozial-ökologisches Reformprojekt, das zwangsläufig nur in Opposition gegenüber der damaligen konservativ-liberalen Bundesregierung entwickelt werden konnte. Doch auch wenn die alte Koalition ihre Mehrheit verlor, ist die Gesellschaft auf ihrem Weg zu einer besseren Zukunft nicht weit voran gekommen. 1998 fand der Regierungswechsel statt, doch der Politikwechsel blieb aus. 

Diesen ausstehenden Politikwechsel voranzutreiben, ist heute unsere zentrale Aufgabe. Dabei gehe ich davon aus, dass ein wirklicher Politikwechsel als Voraussetzung einer anderen Gesellschaftsentwicklung nur aus dieser Gesellschaft selbst entstehen kann; dass es also einer breiten sozialen Bewegung aus unterschiedlichen Initiativen und politischen Kräfte bedarf, um den Druck in das politische System hinein zu erzeugen, der für einen Politikwechsel unabdingbar ist. 

Denn wir wissen: Ein Großteil der Menschen ist weder in einer Partei organisiert, noch fühlt er sich von den Parteien repräsentiert. Die Parteien ihrerseits werden immer stärker durch wirtschaftliche Interessen unter Druck gesetzt. Wenn sich in der Öffentlichkeit kein Widerstand regt, dann unterscheidet sich auch das politische Profil der Parteien immer weniger. Je lethargischer die Öffentlichkeit ist, desto weniger können die Parteien die ihnen ursprünglich zugedachte Aufgabe der Willensbildung überhaupt noch wahrnehmen. Es wäre sicher also ein verkürztes Verständnis, wenn wir diese Aufgabe ausschließlich den Parteien zumessen würden. Wir brauchen eine lebhafte Diskussion in der Bevölkerung. Nur diese kann die politische Kultur wiederbeleben und vielleicht auch diese oder jene Partei reanimieren. 

Konturen eines neuen Entwicklungsmodells gemeinsam erarbeiten

Auch wir haben keine fertigen Konzepte für eine grundlegende politische und gesellschaftliche Alternative in der Schublade. Die Konturen und Zwischenschritte eines neuen gesellschaftlichen Entwicklungstyps müssen Schritt für Schritt in gemeinsamen Diskussionen erarbeitet werden. Wie kann neue, gesellschaftlich sinnvolle Arbeit geschaffen und wie können Arbeit, Einkommen und Vermögen umverteilt werden; wie können soziale und demokratische Teilhaberechte der Menschen geschützt und ausgebaut und in eine umfassende Politik der Demokratisierung von Wirtschaft und Gesellschaft integriert werden; und schließlich: wie können diese Anstrengungen in den ökologisch-solidarischen Umbau der kapitalistischen Industriegesellschaft eingebettet und zugleich durch eine globale Politik der Abrüstung sowie der zivilen Konflikt- und Krisenprävention ergänzt werden. 

Als ermutigendes Zeichen werte ich dabei die offensichtlich wachsende Bereitschaft vieler Menschen, sich den aktuellen globalen wie nationalen Fehlentwicklungen in Wirtschaft, Gesellschaft und Politik entgegenzustellen. Zu diesen Ermutigungen gehören auch die Aktivitäten der Aktionsbündnisse, die die Staats- und Konzernchefs der Welt in Seattle, Prag, Nizza, Davos oder Genua mit den Ansprüchen an eine andere Politik, eine grundlegend andere soziale und gesellschaftliche Entwicklung konfrontiert haben. Dabei halte ich den in den Medien gängigen Begriff der „Globalisierungsgegnerschaft“ für falsch und richtig zugleich. Falsch ist er, wenn er – bewusst oder unbewusst – als Plädoyer gegen die Öffnung von Grenzen im Denken und im Handeln missverstanden oder gar als Votum für den Rückzug auf nationalstaatliche oder regionale Enge fehlinterpretiert wird. 

Kein Zweifel: Auch soziale und demokratische Bewegungen können einer weltweiten Verflechtung von Ökonomie, Politik und Kommunikation durchaus positive Aspekte abgewinnen. Globalisierung kann die Voraussetzung zur Überwindung nationaler Borniertheiten liefern, das Unbekannte und Fremde zu gesellschaftlichen Lernfeldern machen, die Kommunikation unter den Völkern fördern und somit bessere Voraussetzungen für die gemeinsame Lösung gemeinsamer Probleme schaffen. Aus dieser Sicht kann Globalisierung die Option auf eine bessere Zukunft beinhalten. 

Soweit die Möglichkeit – und nun zur Wirklichkeit: Die sieht leider ganz anders aus. Wenn die „Global Players“ von ihren Heimatstandorten in den Metropolen aus ein vielmaschiges Netz an wirtschaftlichen Beziehungen um den Globus spannen, dann treibt sie nicht kulturelle Neugier oder der Wunsch nach globaler Verständigung. Dann sind sie auf der Suche nach neuen Feldern privater Kapitalverwertung und nach neuen Chancen, sich den sozial- und rechtsstaatlichen Auflagen ihrer Heimatländer zu entziehen. Mit anderen Worten: Die Globalisierung, die wir erleben, ist ein Projekt der nördlichen Metropolen, und eines des Neo-Liberalismus dazu. Und bei diesem Spiel werden Vor- und Nachteile nach Regionen, Ländern, Klassen und ethnischen Zugehörigkeiten höchst unterschiedlich verteilt: 

Natürlich trägt die Globalisierung in den wettbewerbsstarken Ländern der Metropolen zu mehr Produkti​vi​tät und Wirtschaftswachstum bei. Aber mehr Profite für die Wirtschaft bedeutet auch dort keineswegs automatisch mehr Wohlfahrt für die Gesellschaft. Im Gegenteil: Auch in den reichen Staaten des Nordens hat die neo-liberale Wende nicht zu mehr Gleichheit, sondern zu mehr Ungleichheit in der Vertei​lung von Einkommen, Vermögen und Lebenschancen geführt. Nicht nur der private Reichtum in den Händen Weniger, auch Arbeitslosigkeit, materielle Armut und soziale Ausgrenzung für Viele nahmen zu. Während die Global Players von Steuersenkungen und dem Rückzug des Staates aus der Wirtschaft profitieren, verschärfen sich für die Bevölkerung Unterversorgung bei Gesundheitsleistungen, öffentlichen Bildungsangeboten und sozialer Sicherheit. In vielen ländlichen Regionen und in den Vorstädten mancher europäischer Metropolen sind Armutszonen entstanden, die nicht ganz zu Unrecht als Inseln der „Dritten Welt“ in der „Ersten Welt“ bezeichnet worden sind. 

Diese Form der Globalisierung braucht Gegner

Die Polarisierung in der Verteilung von Lebenschancen, die wir global zwischen Nord und Süd registrieren müssen, findet ihr Pendant auch in den Metropolen der kapitalistischen Industriestaaten. An dieser Entwicklung hat auch die Regierungsübernahme durch sozialdemokratisch geführte Parteienkonstellationen in vielen europäischen Staaten nichts Grundlegendes geändert. Auch sie haben sich weitgehend dem Primat der globalen Wettbewerbsfähigkeit verschrieben; und auch sie stehen unter der Knute der globalen Finanzmärkte, die mittlerweile offen und ohne jede Scheu mit ihren Machtpotentialen drohen und sich längst zum Wächter über die Finanz- und Wirtschaftspolitiken der Nationalstaaten aufgeschwungen haben. Diese Form der Globalisierung braucht im Interesse aller Menschen Globalisierungsgegner, und je mehr es davon gibt, umso besser. 

Klar ist: Die Etablierung eines neuen, globalen Entwicklungsmodells muss mit einer umfassenden Re-Regulierung der internationalen Finanzmärkte beginnen. Bausteine einer neuen internationalen Finanzarchitektur werden längst diskutiert. Zu diesen gehören Maßnahmen zur Verhinderung besonders riskanter und spekulativer Kredit- und Anlagegeschäfte, eine Verschärfung der Bankenaufsicht, die Ausschaltung von Off-Shore-Zentren aus dem internationalen Finanzverkehr, die Erschwerung des kurzfristigen internationalen Kapitalverkehrs, eine Stabilisierung der internationalen Währungsbeziehungen und die breit diskutierten „Regionalen Stabilisierungsfonds“ zum Schutz gegen spekulative Attacken. 

Doch begleitet werden müssen diese Maßnahmen auf der globalen Ebene durch eine radikale Veränderung der nationalen Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpolitiken in den kapitalistischen Metropolen. Was hier zu geschehen hätte, um welche Ziele es geht und wo die politischen Subjekte dieser Veränderung zu suchen sind – das sind die Fragen, an denen wir auch in unserer Initiative für einen Politikwechsel arbeiten. Ich kann hier nur einige Beispiele benennen, die alle darauf zielen, bestehende sozialstaatliche Strukturen zu verteidigen und weiterzuentwickeln. Die Beispiele reichen von der bereits geführten Auseinandersetzung um die gesetzliche Rentenversicherung, über anzulegende Kriterien an ein solidarisches Gesundheitssystem, bis hin zu den aktuellen Auseinandersetzungen um die Bundesanstalt für Arbeit. 

Gemeinsam ist all diesen Bespielen, dass von interessierter Seite sozialstaatliche Strukturen zerschlagen werden und durch profitzielende Wettbewerbsstrukturen ersetzt werden sollen. Wir konnten dies bei der gesetzlichen Rentenversicherung feststellen, wo es darum ging, das Rentenniveau abzusenken und die entstandene Lücke durch Privatversicherung aufzufüllen. Genau das gleiche Muster zeigt sich aber auch bei denjenigen, die im Bereich der gesetzlichen Krankenversicherung nach einer Aufsplittung in Wahl- und Pflichtleistungen rufen. Auch hier geht es darum, das Niveau der paritätisch finanzierten Gesundheitsversorgung der Bevölkerung nach unten zu drücken. Nur wer es sich dann noch leisten kann, darf zusätzliche kommerziell ausgerichtete Gesundheitsleistungen erwerben. 

Wir dachten zunächst, dass zumindest dieses Muster in dieser Legislaturperiode noch nicht in der Arbeitslosenversicherung Platz greifen kann. Aber auch hier müssen wir sehen: Den Neoliberalen ist es gelungen, die Bundesanstalt immer stärker in politische Rechtfertigungszwänge hinsichtlich ihrer Vermittlungstätigkeit zu bringen. Und dies, obwohl eine Arbeitsplatzlücke von über 6 Millionen registrierten Erwerbslosen eigentlich ganz andere Probleme als die mangelnder Vermittlung nahe legt. Dennoch werden Leute wie Westerwelle diese Debatte zum Anlass nehmen, um auch hier eine weitere Privatisierung der Arbeitsvermittlung und damit verbunden einer Zerschlagung der Bundesanstalt für Arbeit das Wort zu reden. 

Dem Sozialabbau entgegenwirken
Ich meine, dass wir uns diesem Sozialabbau entgegenstellen müssen. Wir müssen den Sozialstaat verteidigen, wir müssen aber auch seine Strukturen in eine Art und Weise weiterentwickeln, dass ein Großteil der Bevölkerung die Attraktivität sozialstaatlicher Strukturen leicht nachvollziehen kann. Liebe Freundinnen und Freunde, liebe Kolleginnen und Kollegen, solche notwenigen Veränderungen kommen nicht von allein. Politik bewegt sich in gesellschaftlichen Kräfteverhältnissen. Darum muss der Impuls aus der Gesellschaft heraus kommen. Gefordert ist die Herstellung einer globalen, demokratischen Gegen​öffent​lichkeit. Sie muss dazu beitragen, die politischen Weichen für eine andere Zukunft zu stellen. Für eine Zukunft, in der alle Menschen am gesellschaftlich erarbeiteten Reichtum teilhaben, für eine Zukunft ohne Ausgrenzung und Unterprivilegierung und ohne Zerstörung der natürlichen und kulturellen Lebens​grund​lagen. An diesem Projekt will z. B. die internationale ATTAC-Bewegung arbeiten. Sie kann längst nicht mehr auf die Forderung nach der Tobin-Steuer reduziert werden. Dies ist ein Projekt, in das wir alle uns einklinken sollten. 

Dass wir für diese Ziele an Zustimmung gewinnen, sollte uns ermutigen; dass die Entwicklung, die wir seit dem Terroranschlag in New York und Washington am 11. September 2001 registrieren müssen, einen deutlichen Rückschlag darstellt, darf uns nicht entmutigen. Kein Zweifel: Unsere Vorstellung von einer solidarischen und friedlichen Weltordnung verträgt sich nicht mit Terror und Mordanschlägen, völlig gleich, ob in New York, in Washington oder anderswo in der Welt. Für mich sind die Protagonisten eines religiös-fanatischen Fundamentalismus, der gegen jegliche Prinzipien der Toleranz und der Menschenrechte gerichtet ist, kein Bestandteil der globalen Emanzipationsbewegung, die sich gegen die neoliberale Globalisierung formiert. Aber der militärische – zuletzt in Afghanistan geschehene – Versuch, die gegenwärtige, internationale Ordnung zu schützen, bietet ebenfalls keine Perspektive. 

Weder die Zerstörung der weltweiten Infrastruktur des Terrors, geschweige denn die Beschädigung von Bürgerrechten und Rechtsstaat in den NATO-Staaten, entbinden die kapitalistischen Metropolen von der Notwendigkeit, sich mit den katastrophalen Folgewirkungen ihrer Lebensweise auseinander zu setzen. Die Inkaufnahme von zahlreichen Opfern in der Zivilbevölkerung Afghanistans verkehrte die Werte, die es angeblich zu schützen galt, in ihr Gegenteil. Wer den Terror mörderischer Attentate bekämpfen will, muss auch den „Terror der neoliberalen Ökonomie“ bekämpfen. Er muss dafür sorgen, dass zwischen den Staaten eine völkerrechtlich anerkannte gemeinsame Gerichtsbarkeit entsteht sowie Konfliktlösungsmechanismen, die Mittel und Wege zur Bekämpfung von Verbrechen bereit halten. 

Die neue Weltordnung, die nach dem Ende des Kalten Krieges ausgerufen wurde, birgt keine Zukunftsfähigkeit in sich. Nur auf der Grundlage einer neuen Weltwirtschaftsordnung, die allen Gesellschaften und Regionen die Perspektive auf eine solidarische und demokratische Entwicklung eröffnet, kann sich eine friedliche Welt entwickeln. In diesem Sinne werden wir unsere Arbeit fortsetzen müssen. Und aus dieser Perspektive wird jene „andere Welt, die möglich ist“ sichtbar, für die zu streiten sich lohnt.

Horst Schmitthenner ist geschäftsführendes Vorstandsmitglied der Industrie​ge​werkschaft Metall 
(Vortrag auf der Schweriner Fachtagung der Ökumenischen Basisgruppen am 15. Februar 2002)
Christliche Verantwortung in Globalisierungsprozessen

Von Gottfried Orth, Technische Universität Braunschweig

Was wir als ökumenische Basisgruppen und Initiativen brauchen, ist das Bündnis mit Gewerkschaften, mit Initiativen wie Attac und mit kritischen Wissenschaftlern – oder, wie Pierre Bourdieu es formulierte: Wir brauchen Formen des Austauschs und der gemeinsamen Praxis zwischen sozialen Bewegungen, Gewerkschaften und Wissenschaftlern auf nationaler und internationaler Ebene. Eine andere Welt ist möglich, hat Porto Alegre formuliert. Wer, wenn nicht die Religionen und unter ihnen wir Christinnen und Christen wissen um diese Möglichkeit und diese Hoffnung. Was bringen wir in dieses Bündnis ein? Um diese theologische (!) Frage geht es in meinem Vortrag. 

Überlegungen zum Stichwort „Verantwortung“ 

Das Wort „Verantworten“ war ursprünglich ein Begriff im Zusammenhang christlicher Eschatologie: Vor dem Richterstuhl Gottes im Jüngsten Gericht hatte sich jeder und jede zu verantworten. In unserem Sprachraum begegnet das Wort erstmals als mittelhochdeutscher Rechtsausdruck: Vor Gericht hatte sich einer auf Grund einer Anklage zu verantworten. Geht man von hier aus der Bedeutung des Wortes nach, so ergeben sich folgende vier Gesichtspunkte: Wer sich verantwortet, hat zu antworten; wer zu antworten hat, wurde vorher gefragt; ein Verantwortungszusammenhang ist also immer auch ein Kommunikationszusammenhang; der In-Frage-Gestellte ist nicht Herr seiner selbst; ihm widerfährt eine Anfrage, die Antwort notwendig macht; ein Verantwortungszusammenhang ist immer auch ein sozialer Zusammenhang, dessen Ausgang für den, der Verantwortung wahrnimmt oder wahrzunehmen hat, offen ist; wer sich verantwortet, ist intensiv betroffen; dies zeigt die Vorsilbe „ver-“ an; wer sich zu verantworten hat, ist ganz in Frage gestellt und hat sich ganz in seine Antwort einzubringen, ein Verantwortungszusam​men​hang verträgt keine sich einschließende Partikularität; und doch hat, wer sich verantwortet, es mit einem konkreten Sachbezug zu tun; Verantwortung bezieht sich auf konkrete Anfragen; Verantwortung ist keine allgemein gehaltene Gesinnung; wer sich verantwortet, nimmt einer konkreten Sache im universalen Horizont sich an. In solcher Bedeutung des Wortes „Verantworten“ ist bereits dessen transsubjektiver Charakter abgelegt. 

Georg Picht hat darauf hingewiesen, dass Verantwortung auf eine doppelte Relation verweist: Sie bezeichnet das Verhältnis zu den Sachen oder Menschen, für die Verantwortung zu übernehmen oder übernommen worden ist, und verweist auf Instanzen, vor denen Verantwortung zu übernehmen oder übernommen worden ist. Diese Struktur der doppelten Verweisung zeigt den Menschen als ein Wesen, das sein Selbstsein nicht in sich selber hat, sondern die Erfüllung seines Daseins in den Dimensionen finden muss, die ihm in seiner geschichtlichen Verantwortung vorgezeichnet sind. Deshalb sind die Kriterien der Verantwortung nicht lediglich aus dem Gewissen einzelner Subjekte zu gewinnen, sondern können von diesen nur in jener doppelten Verweisungsstruktur – Verantwortung vor..., Verantwortung für... – gefunden werden. Verantwortung fällt Menschen aus vorgegebenen Situationen zu und wird prüfend übernommen, abgewiesen oder gar nicht "wahrgenommen“

Ausgehend von dieser Bestimmung des Begriffes Verantwortung frage ich nun danach, wer uns anredet – und aus welcher Perspektive wir antworten.

Wer redet uns an?
Christinnen und Christen glauben, dass sie von Gott angeredet sind (Gen 1). Es ist Gott, der uns Menschen anredet, und vor dem wir als seine Geschöpfe verantwortlich sind. Dies ist für die Zeit nach der Aufklärung kein selbstverständlicher Gedanke. Die Aufklärung hat uns gelehrt, dass der Mensch vor sich selbst verantwortlich ist. Der Richterstuhl Gottes als Instanz der Verantwortung wurde hineinverlegt in die Autonomie des Subjektes. Biblisch aber ist der Mensch nicht jenes autonome Subjekt, nicht jenes ökonomisch und technologisch notwendige Individuum, biblisch vielmehr ist der Mensch das Subjekt, in dem sich Gottes Bild auf Erden zeigt (Gen 1, 26-28) und dass Gott bei seinem Namen gerufen hat (Jes 43, 1). Biblisch ist der Mensch das Subjekt, dessen Subjekthaftigkeit und Würde sich gerade nicht autonom oder individualistisch, sondern in Relationen zeigt. 

Es waren insbesondere die Befreiungstheologie Lateinamerikas und die ökologische Theologie, die uns darauf aufmerksam gemacht haben, dass die Anrede Gottes sehr konkret ist. Gott redet uns an in dem Schrei der Armen und arm Gemachten nach Leben, und Gott redet uns an im Seufzen der Kreatur. Beide warten auf das Offenbarwerden der Kinder Gottes, darauf, dass wir werden was wir sind: Menschen, die ihr Subjektsein finden in den genannten vier Relationen (Röm 8). Gott und die leidende Kreatur sind nicht identisch, aber sie sind ein Bündnis eingegangen: Hier in jeweils ganz konkreten Situationen ergeht die Anrede an uns, hier haben wir uns zu verantworten. So hat unsere Verantwortung auch immer jenen doppelten Adressaten, vor dem sie abzulegen ist: vor Gott und den Armen, vor Gott und der geschundenen Kreatur.

Aus welcher Perspektive bzw. mit welcher Option antworten wir?
Mit dieser Anrede Gottes und der Armen, Gottes und der geschundenen Kreatur aber ist nun zugleich eine Ortsanweisung verbunden, von der her zu antworten ist. Ich habe oft den Eindruck, dass bei allem Engagement innerhalb des Konziliaren Prozesses die Frage nach dem Ort unseres Handelns nicht entschieden und klar genug beantwortet wird. 

Die Ortlosigkeit einer Kirche, die überall und besonders an den bevorzugten Orten sein will, hat bereits Dietrich Bonhoeffer im vergangenen Jahrhundert während des so genannten Kirchenkampfes immer wieder beklagt und – als Grund für deren „Christuslosigkeit“ erkannt. In Christus hat Gott sich an einem bestimmten Ort offenbart, und an einem solchen bestimmten Ort offenbart er sich auch „heute“. Dieser Ort ist „vor dem Tor“ – wie auch Golgatha, d.h. bei den Opfern der Gesellschaft, bei den in welcher Weise auch immer Armen und Verarmten, bei der geschundenen Kreatur. Dort ergeht die Anrede Gottes und dort ist der zu bevorzugende Ort derer, die Christus nachfolgen wollen.

Von hier aus ergibt sich die prinzipielle Option: die Option für die Armen und die Hoffnung auf Gerechtigkeit, die Option gegen Gewalt und die Hoffnung auf Frieden, die Option gegen die Zerstörung der Erde und die Hoffnung auf die Bewahrung der Natur. Das ist die Perspektive, aus der heraus Christinnen und Christen antworten – und ihre vorrangige Option in dem, was sie reden und tun. Das ist die Perspektive und Option unserer Spiritualität: „Eine gerechtere Weltwirtschaftsordnung, ein gewaltfreierer Frieden und eine Versöhnung des Industrialismus mit der Schöpfung: das sind die Rahmenbedingungen, in denen unsere Wünsche wieder Flügel bekommen und unsere Söhne und Töchter geisterfüllt eine andere Art zu leben buchstabieren lernen.“ Spiritualität meint dabei nicht religiöse Innerlichkeit, sondern, wie das Stuttgarter Dokument im Konziliaren Prozess es formuliert hat: die Verbundenheit von Glauben, Denken, Reden und Handeln, wobei „zur gelebten Spiritualität politische Parteinahme gehört“. 

Das ist eine Spiritualität der Hinwendung zur Erde und zu den Menschen, die die Kraft dazu gibt, wie es in einem anderen Dokument heißt, an einer neuen „Zivilisation der Liebe und eines schöpfungsgemäßen Lebens“ mitzuarbeiten. Die politische Alternative, von der Horst Schmitthenner sprach, ist möglich. Wenn wir die Wunder nicht mehr glauben, kann Gott sie auch nicht tun.

Ganz bewusst verwende ich an dieser Stelle meines Vortrags das Stichwort „Spiritualität“. Der Appell an Verantwortung reicht nicht aus – das zeigt sich derzeit insbesondere in der Diskussion um die Klimafrage und die ökologische Frage insgesamt. Nicht unsere Verantwortung, wohl aber unser Glaube führt uns dazu, Natur und Umwelt wie unsere Mitmenschen als Zeichen der Gegenwart des Schöpfers zu erkennen. Dies verdeutlicht beispielsweise Psalm 104, ein Liebeslied auf die Schöpfung und den Schöpfer. Obwohl die Schöpfung nicht göttlich ist, spiegelt sich in ihr ein Stück des Himmels. Dieses Liebeslied ist fasziniert von der Schöpfung, ein vielleicht tieferes Verhältnis zur Natur als das der Verantwortung. Die Haltung der Faszination wird ermöglicht durch einen spirituellen Zugang zu unserem Thema. Das Verhungern eines Menschen, die Zerstörung eines Waldes, die Ausrottung einer Tierart werden dann zu einer „Beleidigung des Schöpfers“. 

Ich vermute, dass erst der Zusammenhang der – spezifisch protestantisch geprägten – Haltung der Verantwortung und der Haltung der Faszination es ermöglicht, jene Perspektive der Armen und der geschundenen Kreatur und eine dementsprechende Option wirklich einzunehmen. Faszination für das Leben reicht ebenso wenig aus wie Verantwortung für das Leben. Ihr Zusammenhang aber in Lob und Klage, in Dank und Bitte, in Reden und Tun, in Hoffnung und Ermutigung, in einer erneuerten parteilichen Spiritualität beschreibt die Aufgabe dessen, was Christinnen und Christen einzubringen haben in den Kampf um eine andere als die herrschende Globalisierung.

Was bedeutet dies für die Lektüre biblischer Texte und unsere Praxis in deren Kontext?
Haben wir erkannt, wer uns anredet, von welchem Ort aus wir angeredet werden und von welchen Orten aus wir zur Antwort herausgefordert werden, welche Option wir uns also zu eigen zu machen haben, soll unser Leben den Hoffnungen der hebräischen Bibel und des Neuen Testamentes entsprechen, dann bestimmt dies auch wiederum unserer Lektüre biblischer Texte und Traditionen. Diese ist weder wertfrei noch frei von Interessen: Wir lesen die Urkunden unseres Glaubens mit der Option für die Armen und der Hoffnung auf – eine kapitalistisch nicht realisierbare – Gerechtigkeit, mit der Option gegen Gewalt und Krieg und der Hoffnung auf solidarischen Frieden, mit der Option gegen die Zerstörung der Erde und der Hoffnung auf die Bewahrung der Natur; wir lesen die Urkunden unseres Glaubens innerhalb einer entsprechenden, also parteilichen Praxis.

Dabei hat sich unsere theologische Arbeitsgruppe bei der befreiungstheologischen Grundlegung nicht – wie oft in der Vergangenheit – im wesentlichen auf die Traditionen der herrschaftskritischen Prophetie beschränkt. Vielmehr versuchten wir einen Durchgang durch die zentralen Profile biblischer Traditionen:

· Wie können wir miteinander und vor Gott gut und gerecht leben? Darauf antworten die Weisungen der Tora. 

· Wie können wir mit ökonomischer, politischer und religiöser Macht umgehen? Perspektiven dazu finden wir in der machtkritischen Prophetie. 

· Wie gestalten sich die Beziehungen des Lebens und des Wissens und was sind deren Maße und Grenzen? Darüber belehrt die Weisheit. 

· Wie können wir in der Krise ‚klaren Kopf bewahren‘, unsere Identität formulieren und die Gegner entlarven? Dies zeigt die Apokalyptik. 

· Wie können wir miteinander und vor Gott gut und gerecht leben? Darauf antwortet in Aufnahme der Tora Jesu Verkündigung des Reich Gottes. 

Diese fünf Profile biblischer Traditionen sind nicht alles und sie lassen sich nicht auf die Beantwortung der genannten Fragen reduzieren. Doch zeigen die Fragen die „Richtung und Linie“ der jeweiligen Profile an. Sie lassen sich auch nicht abstrahiert von ihren konkreten sozioökonomischen, kulturellen und religiösen Kontexten lesen oder einfach „anwenden“. Sie lassen sich ebenso wenig auf Begriffe reduzieren. Vielmehr leben sie von ihrer Geschichte und in ihren Geschichten.

Welchen Wert haben sie dann als Urkunden unseres Glaubens? Wir können aufgrund der Analyse unseres Kontextes und im Zusammenhang unserer Praxis Beziehungen zu biblischen Traditionen und ihren Kontexten aufbauen. Vielleicht erhalten wir dann nicht nur Antworten, nicht nur „Orientierungen, Modelle, Typen, Richtlinien, Prinzipien, Eingebungen", wie Clodovis Boff formuliert, sondern vielmehr kann uns der Blick auf die fremden Geschichten auch und gerade neue Fragen ermöglichen. 

Und vielleicht lernen wir dann mit und in dem Gegenüber zur Pluralität biblischer Traditionen und Profile, was übrigens Niklas Luhmann den Kirchen bereits 1972 empfohlen hat – und was diese allesamt bis heute nur ungenügend gelernt haben: „Sie sollen den Ernst des Fragens, Prüfens, Lernens als Modi ge​meinsamer Interaktion herstellen; ein Programm für selektives und lernendes Verhalten bereitstellen und den bisher normativen und präskriptiven Erwartungsstil durch primär kognitive, gleichsam religiös-experi​mentelle Einstellungen ersetzen sowie zu Interpretationsmodellen kommen, die aus Anlass von Erfahrung ohne Legitimationsschwierigkeiten aktiviert werden können.“ Auch wir haben niemandem etwas voraus, haben niemandem etwas vorzuschreiben – auch dann nicht, wenn wir das Recht biblischer Traditionen sicher auf unserer Seite wüssten.

Wie begegnen wir denen, die anders lesen als wir?
Es gibt unterschiedliche Optionen und Interessen, mit denen Menschen die Bibel lesen. Martin Luther war derjenige, der gegen die allegorische Aus​legung biblischer Texte den „sensus literalis“, den wörtlichen Sinn biblischer Texte stark gemacht hat. Und doch war es ihm auch wichtig zu betonen, dass „jede Stelle der heiligen Schrift von unendlicher, unerschöpflicher Einsicht ist; darum, was du erkennst, mache nicht hochmütig geltend; bestreite nicht einem anderen seine Einsicht und wehre ihn nicht ab! Denn es sind Zeugnisse, und jener sieht vielleicht, was du nicht siehst. ... So ist immer voranzuschreiten in der Erkenntnis der Schrift.“ Das heißt: Niemand ist jemals fertig mit der Lektüre der Schrift. Unsere Lektüre ist immer auch fragmentarisch. Dies nötigt zu einem wechselseitigen Beratungs- und Klärungsprozess. Bibellektüre ist ökumenische und interkulturelle Gruppenarbeit!

Sodann ist festzuhalten, dass biblische Texte und Traditionen zwar von einer ungeheuren Vielfalt ihrer Bedeutungsmöglichkeiten leben, nicht aber von einer Beliebigkeit ihrer Bedeutungen. Ich möchte folgende – möglicherweise unvollständigen – Grenzziehungen der Bedeutungsvielfalt biblischer Texte und Traditionen benennen und vorschlagen. Dabei ist mir wichtig, was ich aus der Befreiungstheologie gelernt habe, dass nämlich das Bekenntnis zum Gott der Bibel immer auch die Denunziation bestehenden Unrechtes einschließt: Der Gott der Bibel will das Leben in Fülle für alle Menschen. 

· Wer die Bibel als Buch liest, das den Tod von Menschen bereitwillig in Kauf nimmt, steht außerhalb des Rahmens der Bedeutungsvielfalt biblischer Traditionen. Eine solche Grenzziehung richtet sich beispielsweise gegen den unnötigen und sinnlosen Tod von 24.000 Kindern täglich in den Ländern Afrikas, Asiens und Lateinamerika und gegen jede Gewöhnung an diesen durch unser Wirtschaftssystem verursachten, stillen Tod. Die Bibel weiß darum, dass die Schöpfung sehr gut ist – ein Hoffnungssatz der Propheten, der in den Ursprung der Schöpfungsgeschichten zurück verlegt wurde! 

· Wer die Bibel als Buch liest, das die Zerstörung der Natur und der Lebensmöglichkeiten für Pflanzen, Tiere und Menschen in Kauf nimmt, steht außerhalb des Rahmens der Bedeutungsvielfalt biblischer Traditionen. Eine solche Grenzziehung richtet sich beispielsweise gegen das Klima-Kamikaze der Bush-Administration in den USA und gegen Kirchen, die hier nicht ob des Überlebens von Natur und Menschen willen aufschreien. Die Bibel erzählt davon, dass Gottes Liebe in besonderer Weise den Armen, den Unterdrückten und am Leben Gehinderten gilt; ihr Blick geht ‚nach unten‘. 

· Wer die Bibel als Buch gegen die Armen liest, steht außerhalb des Rahmens der Bedeutungsvielfalt biblischer Traditionen. Eine solche Grenzziehung richtet sich beispielsweise gegen die kapitalistische Weltwirtschaftsordnung, in der die Reichen reicher und die Armen ärmer werden und die Schere zwischen beiden sich nahezu ständig vergrößert, und gegen Kirchen, die diese Wirtschaftsordnung alternativlos hinnehmen. Biblische Geschichten berichten immer wieder von Gottes besonderer Liebe zu den Kindern, denen sein Reich gehört – einfach so, ohne Taufe und Konfirmation, ohne Bekenntnis oder sonst eine Qualifikation. 

· Wer die Bibel als Buch gegen die Kinder liest, steht außerhalb des Rahmens der Bedeutungsvielfalt biblischer Traditionen. Eine solche Grenzziehung richtet sich beispielsweise gegen Kirchen und Gesellschaften, die die Rechte der Kinder missachten, verletzen und mit Füßen treten. Biblischen Traditionen ist wichtig, dass Krieg kein Mittel der Politik ist, und sie verkündet den Schalom – die Überwindung von Gewalt, overcome violence, und den Frieden – für alle Menschen innerhalb der Natur. 

· Wer die Bibel zur Denunzierung der Friedensstifter und Friedensstifterinnen als Kriegsbuch liest, steht außerhalb des Rahmens der Bedeutungsvielfalt biblischer Traditionen. Eine solche Grenzziehung richtet sich beispielsweise gegen Kirchen und Regierungen, die den militärischen Einsatz der USA, Englands und Deutschlands in Afghanistan begrüßten oder schweigend hinnahmen.

·  Zusammenfassend: Es gibt mit Karl Barth „eine Richtung und Linie“ der biblischen Überlieferung, die wir mit den Begriffen des Konziliaren Prozesses der ökumenischen Bewegung formulieren können: Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung. 

Innerhalb dieser Grenzziehungen und mit dieser Leitlinie begeben wir uns mit allen Christinnen und Christen in einen processus confessionis hin zu größerer Klarheit und Eindeutigkeit des gemeinsamen Verständnisses der Schrift. Innerhalb dieser Grenzziehungen und mit dieser Richtung und Linie begeben wir uns mit Menschen aller Religionen und mit Menschen ohne religiöses Bekenntnis auf den Weg einer gemeinsamen Praxis. Für uns und alle Menschen bitten wir dabei um den Geist Gottes, dass er uns zu größerer Klarheit führe: Komm Schöpfer Geist, erneuere Deine Schöpfung und nimm uns Menschen mit in die Fülle des Lebens: „Dein Reich komme“ und „Deine Erde bleibe“.

Konkretion der bisherigen Überlegungen am Beispiel von Gentechnologie und Biomedizin
Einige Punkte des Entwurfs „Gerechtigkeit heute“ kann ich nicht teilen. Ich bestreite mit den folgenden Überlegungen nicht, dass die in dem genannten Entwurf vertretene Position – bis auf wenige Ungenauigkeiten – möglich ist; vielleicht hat sie sogar ihren guten Sinn darin, dass die Kompromisse, die hier nötig sein werden, ihren Ort in Richtung derjenigen Überlegungen finden, die ich befürworte. Von daher verstehe ich meine Überlegungen als solidarische Kritik an den im Entwurf vertretenen Positionen. Ich habe die Erfahrung gemacht, dass die dort vertretene Position nicht zum kritischen Gespräch mit jenen beiträgt, die gentechnologisch, humangenetisch und biomedizinisch forschen und anwenden. Deshalb ist mir hier der Streit wichtig – gerade im Kontext meiner verantwortungsethischen, auf Kommunikation hin angelegten Überlegungen. Im Zusammenhang mit dem Papier „Gerechtigkeit heute“ frage ich zunächst nach dem Zusammenhang von gentechnologischer Naturwissenschaft und Weisheit (1.), greife dann einen der meines Erachtens kritikwürdigen Punkte des Papiers heraus und formuliere meine Kritik (2.).

1. Gentechnologie, Biomedizin und Weisheit

Für die Diskussion mit den Naturwissenschaften wähle ich die biblische Tradition der Weisheit. Sie taugt zu einer Ethik des Wissens und der Wissenschaften. Die Weisheit betont u.a., dass der Mensch nur leben kann, wenn er sich in einem größeren, Raum und Zeit übergreifenden Lebenszusammenhang versteht, über den er nicht verfügt. Die weisheitliche Überlieferung ist das eine, „uns heutigen aber erschließt sich diese Weisheit nicht mehr dadurch, dass wir uns der Übermacht der Natur unterwerfen oder einem Gott beugen müssen. Sie kann nur im Akt bewusster Selbstbegrenzung anerkannt werden.“ Weisheit zielt auf die Zusammenschau des Getrennten, auf Kommunikation ganz unterschiedlicher Erfahrungen, auf Ordnung im Chaos der Welt. Im Blick auf Gentechnologie und eine ihr entsprechende Medizin bedeutet dies zunächst: Sie sind weder mit Frankensteinschen Horrorbildern zu verteufeln noch als Watsonsches Allheilmittel zu glorifizieren. Nötig ist vielmehr der gesellschaftlichen Diskurs, eine Unterbrechung, Zeit zur Bildung, zur Meinungs- und Urteilsbildung.

Technischer Vernunft, die ökonomischen Interessen dienstbar gemacht wurde, erscheint solches Denken fremd. Fritz Cramer, einer der Pioniere der modernen gentechnologischen Forschung, hat einmal von solcher Weisheit berichtet, als es ihm gelang, die DNS zu synthetisieren, und er seine Forschungen für ein halbes Jahr unterbrach, um nachzudenken, was da eigentlich geschehen war. 

Der Mensch ist das Wesen, das zögert, schrieb einmal Hans Blumenberg. Solch ein weisheitlichem Denken nahekommendes Zögern ist auf der Jagd nach Erfolg, Kommerz und Patenten – auch in der For​schung – fremd geworden. Die kapitalistisch bestimmte, auf kurzfristigen ökonomischen Profit zielende, auf die Genetik fixierte biologische Forschung, die andere biologische Forschungen gar nicht mehr zum Zuge kommen lässt (Ökosystemforschung, Präventivforschung u.a.m.) ist das Problem. Die ökonomisch gesteuerte Konzentration und vor allem Beschleunigung ist der entscheidende Punkt: „Beschleunigung, wachsender Zeitdruck“, so der Bundespräsident in seiner Berliner Rede zu unserem Thema, „sind aber selbstgemachte Zwänge, denen wir uns nicht ausliefern dürfen. Ethische Reflexion darf nicht zum moralischen Deckmantel für längst getroffene Entscheidungen verkommen. Nachdenken kann man nur, wenn zwischen Entdeckung und Anwendung Zeit bleibt, wenn wir die möglichen Folgen bedenken können, bevor sie eingetreten sind.“ Innehalten können, Entwicklungen unterbrechen können – wie es in dieser Rede gefordert wird, entspricht der Weisheit biblischen Denkens.
Es geht bei der hier geforderten Unterbrechung um vier Punkte: 

· um eine diskursorientierte Wahrnehmung dessen, was möglich ist,

· um eine diskursorientierte Begrenzung dessen, was werden soll,

· gegebenenfalls auch – so unwahrscheinlich dies klingt – um Rücknahme dessen, was ist,

· und um Perspektiven dessen, was Leben ist und sein könnte – jenseits oder unter Zuhilfenahme biotechnologischer Ingenieurskunst. 

Ich betone beide Möglichkeiten, denn für die Theologie ist allemal klar – das hat sie gelernt von den Wundergeschichten der beiden Testamente –, dass es weder Gottes Wille noch lebensdienlich für die Menschen ist, sich mit Not und Krankheit abzufinden. Wundergeschichten sind immer auch Protest gegen Not und Krankheit. Weisheit lehrt auch, den Blick auf die Schwachen zu lenken, derer die Starken bedürfen. Das heißt für eine ethische Beurteilung der Gentechnologie: Ungeborene, Behinderte, Kranke und Sterbende sind ihr "Prüfstein“. Mit ihnen gemeinsam oder stellvertretend für sie und ihren Ärzten ist der ethische Diskurs zu führen. Ich schließe diese wenigen Überlegungen mit drei Thesen:

1. Ich plädiere mit den weisheitlichen Traditionen für Entschleunigung und Unterbrechung gentechnologischer und biomedizinischer Forschung und Anwendung und für eine ethische Beurteilung medizinischer Gentechnologie.

2. Ich plädiere dabei für einen Diskurs mit denen, die gentechnologisch und biomedizinisch forschen und diese Forschung anwenden, und mit denen, für die Biologie und Medizin behaupten, dies zu tun.

3. Ich plädiere dafür, zu differenzieren zwischen gentechnologischer und biomedizinischer Forschung und Anwendung und deren kapitalistischen Verwertungsinteressen. Es könnte sonst sein, dass wir mit richtigen Argumenten die falschen Gegner angreifen.

2. Embryonenforschung

Während weder das Gerechtigkeitspapier noch das Schöpfungspapier zur sog. „grünen Gentechnologie“ Stellung bezieht, was kritisch als – unbedingt noch zu bearbeitende – Leerstelle angemerkt werden soll, wird folgende Aussage zur Embryonenforschung gemacht: Die unantastbare Menschenwürde gründe in der Gottesebenbildlichkeit des Menschen. Daraus wird in dem Papier „Gerechtigkeit heute“ ein Verbot der Forschung an und der Verwendung von embryonalen Stammzellen abgeleitet.

Diese These suggeriert: „Embryonenforschung ist mit christlichem Glauben unvereinbar“. Eine solche Position ist Ideologie, und sie hilft in ihrer dogmatischen Positionalität niemandem. Die These hat von ihrer Struktur und Absicht her keine andere Qualität als jener verhängnisvolle Umgang der katholischen Kirche mit Galilei und anderen: Sie macht stumm. Und sie wird spätestens dann aufgegeben, wenn sich tatsächlich herausstellt, dass Embryonenforschung unumgehbar sein sollte. Sie wird genauso aufgegeben werden wie die Verurteilung Galileis – wahrscheinlich schneller. Wir sollten aufhören, in dieser Frage exkommunizierend und anderen den Glauben absprechend zu reden. Dies ist weder hilfreich noch entspricht es der Verantwortung, die Kirchen und Theologien zu übernehmen haben.

Wer so dogmatisch reden möchte, der muss es so tun wie der Papst: Er muss nämlich erstens die gesamte Verhütungsdiskussion einbeziehen, zweitens die Frage des Schwangerschaftsabbruches neu thematisieren, drittens die Präimplantations-Diagnostik (PID) und viertens die In-Vitro-Fertilisation und damit schließlich die gesamte kulturelle und gesellschaftliche Frage nach Kinderlosigkeit und Kinderwunsch mit diskutieren. Alles andere ist unehrlich: Bekanntlich macht die Spitze des Eisbergs nur wenige Prozent desselben aus.

Stattdessen plädiere ich für folgende Argumentation: Ethisch unstrittig ist, dass kein Menschenleben für ein anderes geopfert werden darf, weil dies seiner als Selbstzwecklichkeit zu bestimmenden Würde und seiner Gottesebenbildlichkeit widerspricht. Unstrittig ist auch, dass nach christlichem Verständnis jeder Mensch das gleiche Lebensrecht hat, unabhängig von seiner körperlichen oder geistigen Verfassung oder seiner genetischen Disposition. Dies kommt aus dem Glauben an die uns Menschen zuvorkommende Gnade Gottes.

Abgesehen davon, dass die Evangelische Kirche die In-Vitro-Fertilisation keineswegs generell ablehnt, ist die Frage, wann das Leben eines Menschen beginnt, nicht nur embryologisch, sondern auch theologisch schwer zu beantworten. Zweifellos geht es nicht an, theologische Aussagen über die Gottesebenbildlichkeit, das Wesen und die Würde des Menschen aus biologischen Befunden abzuleiten. Sie müssen zu solchen Befunden aber in eine plausible Korrelation gebracht werden. Sonst handelt es sich um willkürliche ontologische, metaphysische oder religiöse Setzungen.
Die These, das individuelle Leben beginne mit der Befruchtung einer Eizelle, ist letztlich eine solche Setzung: Denn in natürlicher Umgebung gehen eine erhebliche Zahl von Embryonen zugrunde, bevor es zur Einnistung kommt. Ein (Prä)Embryo kann, muss aber nicht der Anfang eines oder mehrerer menschlicher Lebewesen sein. Wir müssen theologischerseits zur Kenntnis nehmen, dass es eine Unbestimmtheit des Lebensanfangs gibt, die sich auch unter Berufung auf die Bibel nicht beseitigen lässt. Daraus folgt keineswegs, sich von einem möglichst strikten Embryonenschutz zu verabschieden. Im Gegenteil: Wenn jede Festlegung eines Zeitpunktes mehr oder weniger willkürlich erfolgt, sprechen gute Gründe dafür, gerade deshalb einen vorsorglich frühestmöglichen und umfassenden Schutz werdenden Lebens auch gesetzlich zu verankern.

Die evangelische Ethik muss sich darüber klar werden, dass sie mit der grundsätzlichen Zustimmung zur In-vitro-Fertilisation ein Terrain beschritten hat, auf dem sich die Grenzen des ethisch Vertretbaren immer schwerer bestimmen lassen. Eine theologisch begründete Verantwortungsethik kommt nicht um die Frage herum, ob unter bestimmten Voraussetzungen zwischen dem Schutz vom Embryonen, die bei der In-Vitro-Fertilisation übrig geblieben sind, und bestimmten therapeutischen Zielen der Biomedizin eine Güterabwägung zulässig ist, vorausgesetzt diese Ziele sind ethisch vertretbar.

Weiterhin erscheint mir folgende Überlegung zu bedenken, die Helmut Blöcker, der Koordinator des deutschen Humangenomprojektes so formuliert: „Meiner Meinung nach ist die Entscheidung zwischen humanen embryonalen und adulten Stammzellen eher eine Frage der kulturellen Verträglichkeit in einer gegebenen Gesellschaft, als dass es um eine universelle Ja-Nein-Entscheidung ginge. 

Im Sinne der hier aufgezeigten regionalen kulturellen Akzeptanz ziehe ich es vor, das starke Potenzial der adulten Stammzellen zu evaluieren. Ich glaube, es gibt berechtigte Hoffnungen, das Embryonen nicht verbraucht werden müssen, um die Träume verantwortungsbewusster Stammzellenforscher in die Realität umzusetzen und dazu beizutragen, die Lebensqualität von so manchem Schwerkranken zu erhöhen. Zur Zeit sind die Hoffnungen auf embryonale und auf adulte Stammzellen letztlich dieselben. Krankes oder abgestorbenes Gewebe soll durch voll lebensfähiges Gewebe im lebenden Menschen ersetzt werden. Die erhofften Resultate sind identisch, und die noch zu überwindenden technischen Schwierigkeiten sind wahrscheinlich vergleichbar. Eine lemminghafte Fixierung auf embryonale Stammzellen ist nicht angebracht – und wenn man etwas Neues machen will, muss man die Menschen „mitnehmen“.

So zu argumentieren, wie ich es – zunächst verantwortungsethisch – versucht habe, erscheint mir nicht weniger klar als die zuvor kritisierte dogmatische und exkommunizierende Position. Es geht darum, den Streit zu eröffnen und dabei niemanden auszuschließen, bevor der Diskurs gegensätzlicher Positionen überhaupt begonnen hat. Dies halte ich für zentral – gerade in den Diskussionen um die Frage der Embryonenforschung, die nicht zuletzt mit einer Fülle von Tabus belegt ist, die wiederum mit unserer deutschen Geschichte zu tun haben.

Ich schließe, wie ich begonnen habe: Wer, wenn nicht die Religionen und unter ihnen wir Christinnen und Christen hoffen darauf, dass eine andere Welt möglich ist: Dein Reich komme. Deine Erde bleibe. Gustav Heinemann hat bei seiner einsamen Stimme gegen die Wiederbewaffnung Westdeutschlands im Deutschen Bundestag angemerkt: Mit Gott bin ich immer noch in der Mehrheit. Dieses – nicht exklusiv misszuverstehende – Selbstbewusstsein unserer Hoffnung wünsche ich uns allen.

Gottfried Orth ist Professor der Theologie an der Technischen Universität Braunschweig

(Vortrag auf der Schweriner Fachtagung der Ökumenischen Basisgruppen am 15.2.2002)

Zur Rolle der Ethik in der Umweltkommunikation 
Von Markus Vogt, Clearingstelle Kirche und Umwelt 1
„Es gibt nichts Gutes, außer man tut es“

Ethik ist praktische Philosophie, die nicht allein auf Erkenntnis, sondern ebenso auf Handeln zielt. Dabei garantieren gute ethische Begründungen noch längst kein gutes ethisches Verhalten. Vernünftige Argumente sind nur so etwas wie Werkzeuge für die eigentliche Arbeit, die jeder und jede persönlich leisten muss - den nicht abschließbaren Prozess der Verständigung auf verbindliche Ziele, Prinzipien und Kriterien des Handelns. Es kommt darauf an, sich allgemeine Antworten auf die ethische Grundfrage „Was sol​len wir tun?“ individuell und gemeinschaftlich zu eigen zu machen und umzusetzen. Dieser Prozess ist der Kern der Ethik, nicht die fertige Antwort. Deshalb sind Fragen in der Ethik genauso wichtig wie Antworten. 

Der Umweltbereich veranschaulicht, dass es sich hinsichtlich der Frage „Warum sollen wir die Umwelt schützen?“ nicht primär um Erkenntnisdefizite handelt, sondern um Vollzugsdefizite. Der Graben zwischen Wissen und Handeln ist ein ethisches Grundproblem. Erich Kästner formuliert deshalb: „Es gibt nichts Gutes, außer man tut es.“ Das Schwierige in der Ethik ist nicht die Formulierung allgemeiner Handlungsziele, sondern die Verständigung auf verbindliche Regeln der Kooperation und die Überwindung widerstreitender Handlungsimpulse.

Die Ethik hat den Anspruch, dass ihre Regeln freiwillig und aus persönlicher Motivation anerkannt werden. Das stellt hohe Anforderungen an die Überzeugungskraft und Kommunikation der Argumente. Ethik kann deshalb nur als Dialogprozess gelingen. 

Die Moralisierungsfalle

Die Umweltfrage mit ihren vielschichtigen und gewaltigen Herausforderungen ist geeignet, die Gutwilligen zu überlasten und ins „Abseits des moralischen Standpunkts" (Hegel) zu treiben: Ihre moralischen Postulate sind so anspruchsvoll, dass sie sich nicht selten von der realen Handlungsbereitschaft und -möglichkeit abkoppeln und Ansprüche jenseits der entscheidungsrelevanten Kräfte formulieren. 

Die Beliebtheit moralischer Appelle wächst mit dem Fehlen praktischer Lösungsansätze. Sie sind nicht selten Kompensationen für mangelndes Handeln. Die ethische Differenz von gut und böse, Anerkennung und Nichtanerkennung kann benutzt werden, um die „Bösen" auszugrenzen und Feindbilder aufzubauen. In dieser Funktion wird Ethik zum Hindernis für eine sachliche Diskussion. Ein nicht unwesentlicher Teil der Umweltkommunikation befindet sich in den Sackgasen solcher Moralisierung (Luhmann, 1990; Homann 1993).

Die Problematik blinder Moralisierung verschärft sich in den Systemzusammenhängen moderner Gesellschaft. Diese sind durch eine Ausdifferenzierung in relativ autonome Subsysteme mit einer je eigenen Handlungslogik gekennzeichnet: Der Ökonom steht unter Druck, den Imperativen des Wirtschaftssystems zu gehorchen und Gewinne zu machen, der Politiker wird von den Systemimperativen der Politik gedrängt, Wählerstimmen zu maximieren. Wer sich dagegen im Handeln unmittelbar von moralischen Gründen bestimmen lässt, ohne auf die jeweilige Systemlogik seiner Handlungsbedingungen Rücksicht zu nehmen, gerät leicht ins Abseits (Luhmann, 1994; Lübbe 1994). 

Angesichts einer solchen Einschätzung ist es durchaus verständlich, wenn Niklas Luhmann in seinem Buch über die „Ökologische Kommunikation" gerade die Moral selbst als Problem versteht. Er definiert als vordringliche Aufgabe der Ethik „vor Moral zu warnen" (Luhmann, 1990, 263). Ethik versteht er dabei als Reflexionstheorie der Moral. Tugendethische Appelle seien kontraproduktiv angesichts der funktionalen Ausdifferenzierung moderner Gesellschaft. Es komme darauf an, die Systembedingungen zu ändern, nicht darauf, moralischen Verzicht zu fordern. Die Argumentation von Luhmann ist provokativ und in sich schlüssig. Sie setzt jedoch einen defizitären Begriff von Moral voraus. 

Fazit: Es gilt, dieser Kritik einen Ansatz von Ethik entgegenzusetzen, der sich auch in den Kommunikationsformen und Strukturen modernen Gesellschaft bewährt. Ohne eine klare Bestimmung der Grenzen ethischer Appelle sowie des gesellschaftlichen Ortes der Ethik gerät die Ethik sehr leicht in die „Moralisierungsfalle". Durch aufgeregte, richtungslose und falsch dimensionierte Appelle verstellt diese den Weg vom Sollen zum Handeln. Was also sind die Aufgaben und Wirkungschancen der Ethik?

Drei grundlegende Aufgaben der Ethik

Die grundlegende Aufgabe der Ethik ist es, Orientierung zu geben und den Schritt vom Wissen zum Handeln zu unterstützen. Wer sich in der Umweltkommunikation an ethischen Argumenten orientiert, muss jedoch wissen, was Ethik leisten kann und wo ihre Grenzen liegen. Ich sehe drei grundlegende Aufgaben der Ethik, die im Blick auf die Rolle der Moral im ökologischen Diskurs erläutert werden:

Kritisieren 

Moral formuliert, was zu tun ist, und kritisiert im Blick auf das Gesollte das, was tatsächlich geschieht bzw. getan wird. Sie zeigt Differenzen zwischen den allgemein akzeptierten Maßstäben und dem tatsächlichen Handeln auf. Moral appelliert an das Gewissen und das Gerechtigkeitsempfinden und fordert Verhaltensänderungen. 

Die Art und Weise wie der ökologische Diskurs in unserer Gesellschaft geführt wird, kann sehr gut die kritisierende Funktion der Moral veranschaulichen: Die Umweltbewegung ist in Deutschland vor allem als soziale Bewegung der radikalen Gesellschaftskritik groß geworden. Dabei hatte die Kritik der Kernenergie (erster großer Protest 1976 in Whyl) sowie die Verbindung mit der Friedensbewegung (Kritik des Nato-Doppelbeschlusses) eine Schlüsselfunktion. Auch das Erbe der 68er Bewegung und ihrer Gesellschaftskritik spielt bis in einzelne Argumentationsmuster hinein (z.B. Kritik der instrumentellen Vernunft) eine beherrschende Rolle.

Mit dieser historischen Herleitung der kritischen Funktion der Umweltethik ist keineswegs notwendig eine Relativierung ihrer Argumente verbunden. Beispielsweise in Bezug auf den Treibhauseffekt, die armutsbedingte Übernutzung der Böden und Verschmutzung von Wasser in vielen Entwicklungsländern, die Ausbreitung von Wüsten, die Reduktion der Süßwasservorräte oder die Reduktion der globalen Artenvielfalt gibt es eine große Anzahl empirisch gut bestätigter alarmierender Fakten. Ressourcenknappheit und Umweltzerstörung sind schon heute eine nicht unwesentliche Ursache von Kriegen (Bächler/Spillmann, 1996). Vor diesem Hintergrund kann ökologische Ethik heute zu einer der radikalsten Formen der Gesellschaftskritik werden.

Dennoch bleiben alle moralischen Appelle, Ermahnungen und Anklagen gegen die politischen und wirtschaftlichen Akteure oft recht folgenlos. Die Dominanz von Katastrophenmodellen – die hinsichtlich der kritischen Funktion der Moral am wirksamsten sind – hat zur Folge, dass das Umweltthema auf Dauer für die Mehrheit der Bürger unangenehm ist. Meist wird es schnell verdrängt und erfreut sich mehr verbaler als praktischer Beliebtheit. So hat das in Deutschland vergleichsweise hohe Umweltbewusstsein im Alltag oft wenig Handlungsrelevanz – das gilt sowohl für den Bereich der privaten Lebensführung, als auch für den der politischen Entscheidungen. Kritik kann zwar Bewusstsein wachrütteln, führt aber meist nur punktuell zu Verhaltensänderungen.

Motivieren 

Soll moralische Verantwortung tatsächlich auf breiter Basis wahrgenommen werden, muss offensichtlich auch das Problem der Motivation systematisch reflektiert und beachtet werden. Angewendet auf die Umweltethik bedeutet die Aufgabe des Motivierens: Umweltschutz muss sich auf irgendeine Weise lohnen und Spaß machen. Das kann nur gelingen, wenn er nicht primär in der Perspektive des Verzichts gesehen wird, sondern als Wohlstandsgewinn und als Bestandteil der eigenen Identität. 

In Bezug auf die Motivationsfunktion der Moral ist die Konzentration vieler Umweltethiker auf die Anthropozentrik-Kritik gewissermaßen ein Eigentor: Die Begründung des Umweltschutzes wird systematisch von der Verbindung mit sozialen und wirtschaftlichen Eigeninteressen der Menschen abgeschnitten und in der Folge auch konzeptionell ihrer stärksten Antriebe beraubt. 

Der moralische Wert der unterschiedlichen Antworten auf die Frage „Warum sollen wir die Umwelt schützen?“ hängt nicht davon ab, wie sehr sie von den egoistischen Motiven des Eigennutzes „gereinigt“ sind, sondern primär davon, wie sehr diejenigen, die eine Antwort geben, selbst von ihr überzeugt und danach zu handeln bereit sind. In dieser Hinsicht ist die Verknüpfung von ethischen Zielen mit vitalen Eigeninteressen keineswegs negativ zu beurteilen. 

In einer Gesellschaft und Wirtschaft, die den Faktor Umwelt weitgehend als öffentliches Gut einstuft, fehlt es nicht primär an selbstlosen Umweltschützern, sondern an strukturellen Voraussetzungen und kreativer Fantasie für lohnenden Umweltschutz. Die knappsten „Ressourcen“ im Umweltschutz sind Kreativität und verbindliche Regeln zur Verknüpfung von Schützen und Nützen. Darauf sollten sich die Kräfte konzentrieren. 

Ethik muss im Bereich der Motivationsfrage deutlich machen, dass moralische Vorschriften letztlich nur dadurch begründet sein können, dass sie zum Gelingen der menschlichen Lebensgestaltung in ihren individuellen, sozialen und ökologischen Dimensionen beitragen. Hier knüpft sich eine enge Beziehung zwischen Ethik, Psychologie und Pädagogik: Das Kernproblem in der Umweltethik ist nicht die Definition allgemeiner wünschenswerter Ziele, sondern deren Vermittlung, also die Motivation sowie die Psychologie und Pädagogik einer Kommunikation, die eine subjektive Aneignung der Ziele ermöglicht.

Damit sich Veränderungen, zu denen einzelne motiviert sind, gesellschaftlich stabilisieren, müssen aber auch entsprechende Rahmenbedingungen geschaffen werden. Diese sollten Anreize bieten für Umweltschutz als eine lohnende Zukunftsinvestition. Die Motivationsfrage verlangt von der Ethik also sowohl eine psychologische und pädagogische Fundierung wie einen strukturellen Ansatz, der auf die Gestaltung der gesellschaftlichen und ökonomischen Rahmenbedingungen ausgerichtet ist.

Integrieren

Es erfordert eine moralisch-ethische Anstrengung eigener Art, die unterschiedlichen Interessen, Überzeugungen und Situationsanalysen so zu integrieren, dass ein Konsens für gemeinsames Handeln entsteht. Gerade in den komplexen Sachzusammenhängen vieler Umweltfragen ist dieser Aspekt entscheidend. 

Die kommunikative Bedeutung des Leitbilds der Nachhaltigkeit liegt wesentlich darin, dass hier ein ethischer Ansatz der Integration zum Leitmotiv wird. Immer wieder wird die Gleichrangigkeit von ökologischen, ökonomischen und sozialen Erfordernissen beschworen, was auf der rein logisch-kognitiven Ebene ohne nähere Bestimmung ziemlich inhaltsleer ist. Es handelt sich um völlig unterschiedliche Arten von Erfordernissen, deren unmittelbar wertender Vergleich dem Vergleich von Äpfeln und Birnen entspricht. Die „Dreifaltigkeitsformel“ der Nachhaltigkeit hat ihren Sinn vielmehr darin, dass die Gleichrangigkeit der unterschiedlichen Akteursgruppen anerkannt wird und diese tatsächlich zusammenfinden (SRU, 1996). Der Nachhaltigkeitsdiskurs hat die Polarisierung der Umweltdebatte, die in den 70er und 80er Jahren dominierte, aufgebrochen. 

Ein solcher integrativer Ansatz hat jedoch auch seinen moralischen Preis: Es wird wesentlich schwieriger, klare Verbindlichkeiten festzuschreiben. Viele Konflikte werden verbal-moralisch neutralisiert, entschärft und damit verdeckt statt gelöst. Ohne präzise Operationalisierungen wird der integrative Ansatz der Nachhaltigkeit zum Türöffner für Beliebigkeit. So verlagert sich hier die ethische Problematik zunehmend von der Zielebene auf die Prozessebene. 

Die Spannung zwischen ökologischen, sozialen und ökonomischen Erfordernissen ist nicht auflösbar. Deshalb hat eine Ethik der Nachhaltigkeit den Charakter eines Optimierungs- und Abwägungsprozesses, der die konkurrierenden Ansprüche in ein möglichst ausgeglichenes Verhältnis zu bringen sucht. Ihre integrative Kraft muss sich darin bewähren, dass sie konsensfähige Kriterien für Entscheidungen in Situationen des Konflikts und des begrenzten Wissens über die Handlungsfolgen bereit stellt. Die Politikfähigkeit der Nachhaltigkeitsethik hängt davon ab, ob sie als ein zugleich offenes und verbindliches Konzept ausgestaltet wird, das in der Logik der Zuordnung seiner heterogenen Teilelemente eine Pluralität von Perspektiven eröffnet, ohne seine Ziele der Beliebigkeit preiszugeben. Man braucht ein ethisch verbindliches Konzept für die Integration.

Im Ansatz der Integration wird besonders deutlich, dass Ethik nicht aus sich heraus Handlungsimperative setzen kann, sondern sich zunächst informieren und in einen interdisziplinären Dialog mit den unterschiedlichen Wissenschaften und gesellschaftlichen Gruppen eintreten muss. Dies ist eine wichtige Voraussetzung, um Ethik überhaupt als Wissenschaft zu verstehen. In der Akzentuierung dieser Funktion hat Werner Schöllgen sie als Integrationswissenschaft definiert (Schöllgen, 1961) Um in konkreten Situationen auf die ethische Frage „Was sollen wir tun?" zu antworten, muss sie zunächst empirische Fakten und deren unterschiedliche Deutungsmöglichkeiten zur Kenntnis nehmen. Integrative Ethik ist als Methodik der begründeten Entscheidungsfindung in einem prinzipiell nicht abschließbaren Lernprozess zu verstehen.

Was heißt „Verantwortung“ in der Umweltkommunikation?

Der Begriff Verantwortung hat sich als Leitbegriff für die ethische Reflexion über ökologische und technologische Entwicklungsprobleme der modernen Zivilisation herausgebildet. Wesentlich ist hier insbesondere die erstmals von Hans Jonas systematisch ausformulierte Erweiterung der Perspektive auf die Zukunftsdimension - im Sinne einer Verantwortung für künftige Generationen (intergenerationelle Gerechtigkeit) (Jonas, 1884).

Charakteristisch für den Ansatz der Verantwortungsethik ist ebenso, dass er nicht primär von Fragen der Gesinnung und des guten Willens ausgeht, sondern von der ethischen Bewertung der Handlungsfolgen. Der Ansatz bei den Handlungsfolgen ermöglicht es, auch solche Nebenwirkungen menschlichen Handelns einzubeziehen, die aufgrund der Komplexität moderner Gesellschaft nur begrenzt gewollt oder voraussehbar sind. Die Umweltethik hat es häufig mit solchen nicht direkt gewollten Handlungsfolgen zu tun. Ein Ansatz, der darauf zielt, durch Appelle Gutwilligkeit zu erzeugen und die Handlungsmotive zu zähmen, ist deshalb für ökologische Probleme unzureichend bzw. ergänzungsbedürftig.

Die Frage nach der Verantwortung lässt sich sowohl auf der personalen Ebene der individuellen Tugenden stellen - insbesondere des Pflichtbewusstseins und der Klugheit im vorausschauenden Abwägen der vielfältigen Folgen des Handelns - als auch auf der Ebene der institutionellen Strukturen, aus denen sich wesentliche Bedingungen und Folgen des individuellen Handelns ergeben. Gerade in den komplexen Handlungs- und Wirkungszusammenhängen moderner Gesellschaft ist Verantwortung nur möglich, wenn sie sowohl auf der individuellen Ebene als auch auf der strukturellen Ebene des Bemühens um eine verantwortliche Gestaltung der rechtlichen und politischen Strukturen wahrgenommen wird.

„Weil der Ausdruck Verantwortung zur intellektuellen Mode geworden ist, droht eine Unschärfe, die es erlaubt, fast jeden für alles verantwortlich zu machen“ (Höffe, 1993, 20). Höffe fordert deshalb zunächst eine Begriffsklärung, auch um „Vorentscheidungen in Richtung Moralisierung“ und mit der Mehrdeutigkeit des Begriffs verbundene Missverständnisse zu vermeiden. Primärverantwortung definiert er als eine Relation, die vier Elemente enthält: Sie ist eine Zuständigkeit, die (1) bei jemandem, (2) für etwas, (3) vor oder gegenüber jemandem und (4) nach Maßgabe von gewissen Beurteilungskriterien liegt (ebd. 23). Auch Rechenschafts- und Haftungsfragen spielen sich in diesem vierstelligen Spannungsfeld ab.

Die Forderung nach Verantwortung bezieht sich auf den Menschen als Handlungssubjekt: Nur der Mensch ist Person, d.h. Subjekt ihm moralisch zurechenbarer Handlungen (erste Relation nach Höffe). Umweltethik ist heute eine zentrale Frage der Zukunftsgestaltung. Sie betrifft keinen nur als Zuschauer, sondern jeden auch als Akteur. Wer seine Verantwortung delegiert, gibt ein Stück Freiheit auf. Denn Freiheit entsteht in der Wahrnehmung von Verantwortung. 

Noch in seinem Umweltgutachten 1987 hat der Sachverständigenrat für Umweltfragen der Bundesregierung (SRU) Ethik als subjektive Frage qualifiziert, zu der sich der Staat und damit auch eine Instanz wie der SRU nicht äußern sollte. Dies hat sich im Umweltgutachten 1994, das sich ganz auf das Konzept der Nachhaltigkeit konzentriert und dieses explizit als normatives Konzept einer umfassenden politischen Verantwortung interpretiert, radikal gewandelt (SRU, 1994). Der Begriff der Nachhaltigkeit steht damit für eine Wiederentdeckung der Ethik in der Politik. Auch mit dem 1994 eingefügten Artikel 20a im Grundgesetz, der dem Umweltschutz Verfassungsrang zuerkennt, ist der Staat als Verantwortungssubjekt für Umweltschutz in neuer Weise anerkannt.

Ob der Mensch Verantwortung für die Natur (Relation zwei nach Höffe) um ihrer selbst oder nur um der betroffenen Menschen willen hat, wird in der Verfassung offengelassen (Art. 20a führt als Begründung „auch in Verantwortung für künftige Generationen“ an). In der Perspektive heutiger christlicher Ethik umfasst der Schutz der Natur gemäß dem Schöpfungsauftrag auch den Schutz um ihrer selbst willen (Kommission VI der deutschen Bischofskonferenz, 1998 Vogt, 2000; Halter/Lochbühler, 1999; Höhn, 1997). Nach dem Stand der gegenwärtigen Umweltethik besteht weitgehend Konsens, dass die Natur als eigenständiges, durch sich selbst qualifiziertes Objekt der Verantwortung aufzufassen ist.

Unterschiedlich beantwortet wird die Frage, ob der Mensch auch vor der Natur Verantwortung trägt (Relation drei nach Höffe). Dies würde voraussetzen, dass man die Natur als sittliches Subjekt auffasst. Ohne eine religiöse Vorstellung von einer personalen Instanz, vor der der Mensch all sein Tun zu verantworten hat, hängt der Begriff der Verantwortung letztlich im Leeren. 

Die Entwicklung von Kriterien der Verantwortung (Relation vier nach Höfe) erfordert eine differenzierte Risiko- und Entscheidungstheorie. Als Basis hierfür im ökologischen Bereich kommt man nicht ohne eine umweltethische Positionsbestimmung aus. Diese soll deshalb im Folgenden kurz skizziert werden.

Mögliche Ansatzpunkte zur Begründung umweltethischer  Forderungen  

Die unterschiedlichen Ausgangspunkte für die Begründung umweltethischer Forderungen können exemplarisch auf drei grundlegende Argumentationsmuster zurückgeführt werden.

 1. Eigeninteresse: Es ist ökonomisch lohnend, sparsam und effizient mit den natürlichen Ressourcen umzugehen. Umweltschutz schafft Arbeitsplätze und/oder macht Spaß. Umweltschutz ist Selbstschutz. Natur hat einen ästhetischen Wert und kann als „Symbolressource“ die kreativen Kräfte des Menschen inspirieren. 

2. Gerechtigkeit: Umweltschutz ist Voraussetzung für angemessene Lebenschancen künftiger Generationen sowie für weltweite Armutsbekämpfung. Wir sollen die Umwelt um der globalen und der Gerechtigkeit zwischen den Generationen willen schützen. Auch innerhalb der Industriestaaten selbst ist Umweltschutz aus sozialen Gründen notwendig, z.B. als Grundelement des vorsorgenden Gesundheitsschutzes. 

3. Eigenwert der Natur: Als Schöpfung Gottes verdient die Natur Respekt und Schutz. Wir haben sie nicht geschaffen und dürfen deshalb auch nur begrenzt über sie verfügen. Wir sind Teil der Natur und können uns selbst als Naturwesen nur dann achten, wenn wir der Natur in ihrer Vielfalt und Schönheit mit Ehrfurcht begegnen.

Man kann die ersten beiden Argumentationstypen, die sich auf menschliche Interessen bzw. die Würde des Menschen beziehen, als „anthropozentrische“ Ansätze zusammenfassen (vom griechischen „anthropos“, Mensch). Ein Großteil der bisherigen Arbeiten zur Umweltethik dreht sich um eine kritische Auseinandersetzung mit Anthropozentrik. Dieser werden als alternative Ansätze der Ethikbegründung die Prinzipien „Leid vermeiden“ (Pathozentrik), „Leben erhalten“ (Biozentrik) oder „ökologische Gesamtzusammenhänge erhalten“ (Öko- oder Holozentrik) gegenübergestellt (Vogt 1999a, 243-248).

Ökologische Ethik und Gerechtigkeit

Ich will mich im Folgenden auf das zweite Problemfeld der Gerechtigkeit konzentrieren. Aufgrund des umfassenden Anspruchs einer zukunftsfähigen Gestaltung der Mensch-Natur-Beziehung ist es ethisch nicht sinnvoll, ökologische Imperative zu isolieren. Im Anspruch der Nachhaltigkeit, das sich in den letzten zehn Jahren als weltweites Leitbild etabliert hat, müssen sie integral mit sozialer Verantwortung sowie demokratischer Freiheit verbunden werden (vgl. Vogt, 1999a). Ökologische Ethik wird systematisch mit einem Gerechtigkeitsdiskurs verknüpft, der auf künftige Generationen und globale Dimensionen erweitert wird (inter- und intragenerative Gerechtigkeit). In der Studie „Zukunftsfähiges Deutschland“ wird Nachhaltigkeit dementsprechend aus vier ethischen Grundentscheidungen abgeleitet: 

1. „Gleiche Lebenschancen für künftige Generationen“ (Bund/Misereor 1996, 24). Da die Bedürfnisse der künftigen Generationen nicht bekannt sind und aufgrund des Selbstbestimmungsrechtes auch möglichst wenig vordefiniert werden sollen, lässt sich intergenerative Gerechtigkeit nicht nach dem Muster eine Gleichverteilung der Ressourcen zwischen den Generationen konkretisieren. Entscheidend ist vielmehr die Vermeidung von Engpässen für künftige Entwicklungsmöglichkeiten und die Aufrechterhaltung der Innovationsfähigkeit. In diesem Sinne ist Umweltschutz heute eine der wichtigsten Sozialleistungen für die Zukunft. Die Rückbesinnung auf langfristiges Denken und dessen Durchsetzung im Umgang mit der Natur in moderner Zivilisation ist heute eine tiefe Herausforderung für alle Lebensbereiche.

2. „Konstantes Naturkapital“ (Bund/Misereor 1996, 25f): Hierfür muss man die Natur in irgendeiner Weise auch als physische Größe, nicht nur als monetäre Größe in die Berechnungen miteinbeziehen. Das Theorem „konstantes Naturkapital“ könnte durch die Grundfunktionen der ökologischen Systeme interpretiert werden: Produktionsfunktion, Senkenfunktion (Assimilation), Regelungsfunktion, Informationsfunktion. Erhalten werden soll demnach nicht unbedingt ein bestimmter Zustand der Natur, sondern ihre Evolutionsfähigkeit. Aufgrund des hohen anthropogenen Schadstoffausstoßes ist heute die Senkenfunktion der Natur der maßgebende Engpass. Welchen Folgen die drastischen Reduktion der genetischen Information des Biosystems (Informationsfunktion) durch die Abholzung des Regenwaldes hat, lässt sich kurz- und mittelfristig kaum abschätzen.

3. „Jeder Mensch hat das gleiche Recht, die global zugänglichen Ressourcen in Anspruch zu nehmen, solange die Umwelt nicht übernutzt wird.“ (Bund/Misereor 1996, 28). Dieser Grundsatz stellt lokales Handeln in den Anspruch einer globalen Solidarität. Man kann es „intragenerative Gerechtigkeit“ nennen. Bezugspunkt ist in der Studie Zukunftsfähiges Deutschland nicht der einzelne, sondern die Nation: Die Ansprüche von Deutschland werden anhand der Bevölkerungszahl ermittelt. Methodisch steht hier das in den Niederlanden entwickelte Umweltraum-Konzept im Hintergrund. Es ist nur begrenzt anwendbar, insbesondere im Bereich von handelbaren Gütern (z. B. Öl) ist der verteilungspolitische Ansatz zumindest ergänzungsbedürftig durch einen preispolitischen Ansatz. Dennoch bietet das Umweltraum-Konzept einen guten Anhaltspunkt für die Abschätzung der notwendigen Einsparmaßnahmen. So lässt sich beispielsweise relativ stringent berechnen, dass der „ökologische Rucksack“ des durchschnittlichen Ressourcenverbrauchs der Deutschen zu ca. zwei Dritteln außerhalb des Landes liegt (Bund/Miserior 1996).

4. „Menschliche Eingriffe müssen in einem angemessenen Verhältnis zum Zeitmaß der natürlichen Prozess stehen.“ (Bund/Misereor 1996, 30). Im Hintergrund dieser Regel steht das Forschungsprogramm zur „Ökologie der Zeit“ von K. Geißler und M. Held (Tutzing und Enquetekommission „Schutz des Menschen und der Umwelt“). Die Formulierung „angemessenes Verhältnis“ ist allerdings zu offen, als dass die Regel wirklich normative Kraft entfalten könnte. In der Kommunikation des Nachhaltigkeitskonzeptes wirkt sie wie ein unverbindliches Anhängsel. Die Analyse der Zeitskalen ist zwar durchaus ethisch bedeutsam, sie ist jedoch konzeptionell nicht eigenständig, sondern als ein dynamischer Ansatz zur Interpretation dessen, was „konstantes Naturkapital“ bedeutet, zu verorten.

Die Konsequenz aus diesen vier ethischen Maßstäben nachhaltiger Entwicklung, die sich als Antworten auf die Frage „Warum sollen wir die Umwelt schützen?“ ergaben, ist - folgt man der Studie „Zukunftsfähiges Deutschland“ -  eine umfassende Reduktion des Ressourcenverbrauchs: Er wird in wesentlichen Bereichen mit 80 - 90 Prozent berechnet und gefordert (Bund/Miserior, 1996, 80). Auch die UNEP-Studie „GEO 2000“ kommt zu Postulaten in vergleichbarer Größenordnung: „A tenfold reduction in resource consumption in the industrialized countries is a necessary long-term target if adequate resources are to be released for the needs of developing countries“ (UNEP, 1999, 2). Eine so radikale Zielsetzung ist nicht allein mit technischen Maßnahmen zu erreichen, sondern nur in Verbindung mit einem ethischen Diskurs über ein verändertes Wohlstandsmodell. Klaus Töpfer fordert entsprechend einen „shift in values away from material consumption“ (ebd. XXIX; vgl. auch 334-360). 

In der praktischen Politik werden solche radikalen Forderungen kaum ernsthaft diskutiert. Das liegt nicht zuletzt auch an einem mangelnden Konsens in der ethischen Diskussion selbst. Hinsichtlich der Frage nach tragfähigen Maßstäben für globale, auch künftige Generationen einschließende Gerechtigkeit herrscht bemerkenswerte Unklarheit. Die Gleichheitsforderungen sind praktisch nirgendwo über ihre formalrechtliche Bedeutung hinaus politisch implementiert. Die Heterogenität der Gerechtigkeitsvorstellungen im bisherigen Nachhaltigkeitsdiskurs ist eine seiner größten theoretischen Schwächen.

Dessen ungeachtet ist es jedoch in zentralen Handlungsfeldern hinreichend klar, was zu tun wäre, um der Verantwortungslosigkeit gegenüber den Armen und den kommenden Generationen gegenzusteuern. Um verantwortlich handeln zu können, müssen nicht alle theoretischen Verantwortungsprobleme vorher gelöst sein. Oft zeigt sich der Weg erst beim Gehen. Der Wille zur Verantwortung ist jedoch Mangelware. Im Umgang mit der Natur befindet sich die Menschheit auf dem Kurs einer massiven kollektiven Selbstschädigung.

Grenzen rationaler Ethik

Vernunft ist – so David Hume, der skeptische Begründer der britischen Aufklärungsphilosophie – die Sklavin der Leidenschaften. Die bewegenden Kräfte unseres Handelns sind wesentlich Emotionen, Lust und Liebe oder auch Hass, Angst und Eitelkeit. Moralische Argumente legen wir uns gerne zurecht, um das zu rechtfertigen, was wir emotional wollen. Sie sind oft eine Fassade, hinter der wir unsere eigentlichen Interessen verstecken, um uns nach außen hin als gut darzustellen. Ethische Reflexion sollte deshalb bei der Analyse rationaler Moralbegründungen auch die Lebenszusammenhänge derer, die damit argumentieren, betrachten.

Moralische Maxime und Normen sind Kurzformeln für Güterabwägungen, die sich in individueller und kollektiver Erfahrung langsam herausgebildet haben. Die abstrakte Reflexion der Moralbegründung ist nur eine Zwischenstufe in der Entfaltung des Orientierungswissens: Zum größten Teil ist dieses in Gewohnhei​ten, Traditionen und kulturell gewachsenen Strukturen „abgelagert“. Deshalb liegt in diesen oft mehr „Vernunft“ verborgen, als rein theoretisch vom grünen Tisch weg konstruiert werden kann. Ethische Reflexion wird in der Regel nur dann wirksam, wenn es ihr gelingt, wieder in alltagsrelevante Gewohnheiten, spontane Emotionen, Rollenerwatungen, Institutionen und gesellschaftliche Strukturen einzugehen. 

Dennoch ist rationale ethische Reflexion unverzichtbar. Ihr eigentlicher Ort sind aber individuelle und gesellschaftliche Grenzfragen. In der Normalität des Alltags kommt es primär auf das gelebte Ethos, also die gewohnheitsprägenden Emotionen, sowie die rechtlichen und institutionellen Strukturen an. Das gilt auch für den Umweltschutz: Nur wenn es uns selbstverständlich ist, die Umwelt zu schützen, ohne jedes mal zu fragen „Warum?“, wird man sich auf unser Handeln verlassen können. 

Gerade bei einer solchen Vermittlung der Vorstellungen des Guten in den Bereich der handlungsprägenden Emotionen, Sinnvorstellungen und Institutionen kann die Religion eine entscheidende Rolle spielen. So unterscheidet sich christliche Ethik von philosophischer Ethik nicht primär durch die Begründungen, sondern primär durch den Reichtum an Traditionen, die die Ethik in ein gelebtes Ethos zu übersetzen suchen, indem sie gleichermaßen Herz und Verstand, tiefe Hoffnungen und alltägliche Lebenspraxis ansprechen. 

Prof. Dr. Markus Vogt ist Leiter der Clearingstelle Kirche und Umwelt, Benediktbeuren
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Nachhaltigkeit ist keine Frage des Müssens

Interview mit Gerhard de Haan, BLK-Programm 21 (Auszüge) 

Gerhard de Haan ist Professor für Allgemeine Erziehungswissenschaft und Umweltbildung an der Freien Universität Berlin und Vorsitzender der Deutschen Gesellschaft für Umwelterziehung (DGU). Professor de Haan ist Koordinator des Bund-Länder-Kommission (BLK)-Programms "21 – Das Leben im 21. Jahrhundert gestalten lernen, Bildung für eine nachhaltige Entwicklung“ 

Frage: Dass nachhaltige Entwicklung notwendig ist, wird inzwischen von den meisten gesellschaftlichen Kräften akzeptiert. Sie haben in ihrem Aufsatz "Gestaltungskompetenz für eine nachhaltige Entwicklung - Das BLK Bildungsprogramm "21" ausgeführt: Bildung und Erziehung sind entscheidende Wegbereiter und eine Voraussetzung für das Gelingen nachhaltiger Entwicklung. Dazu meine erste Frage: Sie sprechen von Bildung und Erziehung, Ihr Programm heißt aber nur „Bildungsprogramm“. Ist es zufällig, dass Erziehung herausgefallen ist, oder gibt es gewisse Unterschiede zwischen diesen beiden Bereichen – und wenn ja, worin würden sie Ihrer Meinung nach bestehen, wie würden sie die beiden Begriffe einander zuordnen?

De Haan: Es gibt in der Tat einen Unterschied zwischen Bildung und Erziehung, der sich auch im Programm widerspiegelt. Das Programm hat nicht die Absicht, Kinder und Jugendliche dazu zu erziehen, sich im Sinne der Nachhaltigkeit zu verhalten. Das ist für viele erst einmal irritierend, weil man fragt: Was soll das Ziel denn sein, wenn nicht das? Aber Erziehungsziele haben ja generell eine Intention, nämlich dass eine Person am Ende eine bestimmte Aktivität oder Bewusstseinsform oder Einstellung haben sollte. Bildung hat eine andere Intention: Sie ist ganz stark von einer Idee her geprägt, die man in zwei Stichworten benennen kann: Möglichkeit und Reflexion. 

Der Hintergrund dessen, dass wir auf Bildung setzen, ist ein schlicht pädagogischer. Seit Friedrich Schleiermacher gibt es so etwas wie ein Technologieverdikt. Schleiermacher hat um 1820 geschrieben, wenn man dem jungen Menschen als Lehrkraft sagt, sie sollen sich so und so verhalten – und man erzieht sie in diesem Sinne, dass sie das am Ende auch tun –, dann haben wir zwei Typen von Menschen: die einen, die die Regeln vorgeben, und die anderen, die sie befolgen. Diejenigen, die die Regeln vorgeben, waren frei in der Entscheidung, sich in dieser oder jener Form zu entscheiden. Sie haben Regeln formuliert auf der Basis freier Entscheidung, auf dem Hintergrund ihrer Reflexion, ihres Nachdenkens. Wenn wir dies auf die Kinder und Jugendlichen von heute übertragen und sagen: Ihr müsst so und so denken, ihr müsst euch so und so verhalten – gleichgültig, wie wir argumentativ versuchen, dies zu vertreten –, dann haben wir auch heute diese zwei Sorten von menschlicher Reaktion. 

Das ist eine Grundidee, die innerhalb der Pädagogik seit 1820 in der bürgerlichen Tradition – nicht in der Reformpädagogik, und schon gar nicht in der sozialistischen – und auch für dieses Programm die Norm abgibt: Unsere Aufgabe ist es nicht, ein bestimmtes Verhalten zu erzeugen, sondern den Jugendlichen zu zeigen, welche Möglichkeiten es gibt, sich im Sinne der Nachhaltigkeit zu bewegen: wie man Nachhaltigkeit fortentwickeln kann, wie man darüber nachdenken kann, wie man konzeptionell vorankommen kann, Interesse gewinnt etwa an neuen Technologien oder neuen Lebensformen. Aber wir sagen nicht, du musst dich so und so verhalten. Das ist der Schritt, den wir auf der Basis dieses Verdikts oder des „Manipulationsverbots“ gestrichen haben. Insofern ist der Bildungsaspekt vor allem, nachzudenken über das eigene Verhalten, über die gesellschaftliche Situation, über die Ungerechtigkeiten in dieser Welt. Die Konzeption besteht darin, nicht nur zu sagen: „Mein Gott, wie sieht alles schlecht aus!“ – sondern weiter zu fragen: Haben wir einen Pfad, wie es anders gehen könnte? Man könnte vielleicht Fairtrade-Kaffee kaufen oder versuchen, dies im schulischen Bereich zu initiieren. Aber die Entscheidung darüber, ob man es macht oder nicht, geschieht innerhalb der Kinder und Jugendlichen.

Frage: Das leitet über zu einer Frage des Menschenbildes: Würden Sie grundsätzlich jedem Menschen die Fähigkeit zusprechen, innengeleitet Entscheidungsprozesse und Reflexionen durchzuführen und dann entsprechende Entscheidungsprozesse auf den Weg zu bringen oder zu initiieren – oder würden sie Ortega y Gaset zustimmen, der Mitte des vorigen Jahrhunderts geschrieben hat, dass es innen- und außengeleitete Menschen gibt, also dass durch eine gewisse Grundstruktur sich die einen bei freier Entscheidung wohlfühlen, andere dabei aber gar nicht glücklich sind?

Die Dinge selbst entscheiden können

De Haan: Man kann versuchen, Menschen so in innen- und außengeleitete Typen einzuteilen. Aus der neueren Psychologie heraus würde ich aber sagen, dass diese Unterscheidung keine Disposition des Menschen ist, die genetisch bedingt ist, sondern, wie wir inzwischen erkennen müssen, offensichtlich sozialbedingt. Wenn man sich die empirischen Studien zum Interesse an Selbstregulation – also zu dem Interesse, die Dinge selbst entscheiden zu können, persönlich die Möglichkeit zum Eingreifen zu haben, auch hinsichtlich der Art und Weise, wie man seine Arbeit strukturiert, wie man in der Gemeinde lebt – anschaut, dann haben wir einen stetigen Anstieg des Interesses, genau dies zu tun: also etwas nicht außengeleitet zu machen, sondern innengeleitet. 

Wir müssen erkennen, dass es offensichtlich sozial bedingt ist, ob man innen- oder außengeleitet ist. Wenigstens erleben wir, dass die Gesellschaft sich derzeit – mit einem gewissen Sprung seit 1968 und den danach Geborenen – so strukturiert, dass das Innengeleitetsein, das Von-sich-aus-Steuern sehr stark zunimmt. Wir sind inzwischen bei Quoten von über 80%. Es gibt natürlich auch noch den anderen Typ. Unser Projekt setzt aber nur auf diesen innengeleiteten Typ. Für die anderen hätte ich ganz pragmatische Lösungen: Wenn es z.B. Leute gibt, die das Bedürfnis nach einer außengeleiteten Orientierung haben, können sie sich die ja abholen und sich nach dem von anderen Vorgegebenen richten. Die Gesellschaft wird es dann schon ertragen können, wenn ihre Entscheidung nicht nachhaltig ausfallen sollte.  

Frage: Noch eine Bemerkung dazu, dass Außengeleitetsein ein soziales Verhalten ist: Nachdem wir das Machtmonopol der SED im Herbst 1989 gebrochen hatten, war es hochinteressant, wie plötzlich ganz große Bevölkerungsgruppen, die bis dahin kaum etwas gesagt hatten, unheimlich kreativ wurden – in allen Bereichen, in der Schule, in Betrieben, in den Medien: Plötzlich brach da etwas in ihnen auf. Sie hatten nicht mehr diesen Außendruck, dass sie sich nicht rühren konnten: Das gesellschaftliche Feld war plötzlich ganz offen, und viele sind, für mich selber völlig erstaunlich, plötzlich sehr aktiv und kreativ geworden. Insofern deckt sich meine Erfahrung mit Ihrer These. 

De Haan: Vielleicht noch ein kurzes Beispiel aus dem Bereich der Sonderpädagogik – also von denen, die die Leistungen der Regelschule nicht erbringen können aufgrund ihrer geistigen Kapazitäten: Innerhalb unseres Programms entwickelt sich ein ungeheures Interesse an Selbstregulation in diesem Segment, so dass wir z.B. nachhaltige Schülerfirmen entwickeln. Die produzieren Dinge etwa aus Restwertstoffen, die recycelfähig sind. Sie entwickeln dabei ein ungeheures Maß an Kreativität und auch ein Interesse an der Sache selbst, das man von solchen Gruppen gar nicht erwarten würde – weil wir traditionell in unserer Gesellschaft immer denken, da müsste man stark steuernd eingreifen. 

Ein Beispiel, um das konkretisieren: Es gibt eine Gruppe in Norddeutschland, die im Verbund zwischen einer Hauptschule und Sonderschule mit Schwererziehbaren Computer repariert. Da hat sich ein kleiner Unternehmer gesagt: Ich kaufe defekte Computer billig auf, die man für ein paar Mark kriegt, und stelle dieser Schule recycelfähige Bauteile zur Verfügung, mit denen sie reparieren können. Die Schule kann sie dann zu einem geringen Preis für 100 bis 150 Euro wieder verkaufen in die Slowakei, nach Slowenien und in ähnliche Staaten. Die sind richtig selbstorganisiert in diesen Prozessen und machen wahn​sinnige Lernfortschritte, haben plötzlich auch ein Interesse daran, etwas über die Technik zu erfahren. Da ist also ein riesiges kreatives Potential vorhanden, das bislang ungehoben ist. Ähnlich wie Sie das für eine ganze Gemeinschaft gesagt haben, haben wir das auch in diesen Gruppen.

Frage: Sie sprachen davon, dass Bildung und Erziehung entscheidende Wegbereiter für das Gelingen der Nachhaltigkeit sind. Gibt es darüber hinaus noch andere Faktoren, die diesen Weg bereiten? Und welche Kooperationsmöglichkeiten gibt es innerhalb eines Projektes vor Ort?

De Haan: Einerseits haben wir eine Bildungsidee, die stark auf Selbstregulation, auf Reflexion und die Ermöglichung von neuen Sichtweisen setzt, andererseits sind wir im schulischen Bereich immer auf Partner von außen angewiesen. Es gibt also innerhalb des gesamten Programms mehrere so genannte Sets: Gruppierungen und Schulen, die auf solche Dinge setzen wie Zusammenarbeit – etwa mit den Verkehrsbetrieben vor Ort und z.B. hier in Berlin mit einer Einrichtung, die sich mit Zukunftsforschung beschäftigt, oder auch mit der Kirche vor Ort. Da gibt es ganz verschiedene Varianten. Die Grundidee ist einfach und liegt ja bei der Agenda 21 auch nahe: Wenn man Agenda leben will, dann muss man sie auch lokal auf die Situation beziehen, und dann kann man Schule nicht als eine Art isolierte Ebene innerhalb der Gemeinde selber begreifen, sondern man muss die Kooperation suchen. Dieses Modell findet sich jetzt landauf und landab. Das erste Land, wo es systematisch betrieben wird, ist übrigens Nordrhein-Westfalen: Dort hat man die „Umweltschule in Europa“ in das Europakonzept adaptiert und geht jetzt einen eigenständigen Weg, indem die Schulen verpflichtet werden: Wer in dieser Kampagne weiter mitmachen will, muss immer einen außerschulischen Partner beibringen für das, was er tut – ob das nun eine NGO ist, die im entwicklungspolitischen Bereich arbeitet, oder etwa die Kirche; es kann auch die Kommune sein, aber sie muss das faktisch nachweisen. Und das ist ein Schritt, den ich für sehr gut halte: die Community-basierte Form von Erziehung.

Mentale Haltungen und strukturelle Rahmenbedingungen

Frage: Sie sprachen davon, dass es Voraussetzungen gibt, wenn nachhaltige Entwicklung gelingen soll. Gibt es neben Bildung und Erziehung noch weitere Voraussetzungen – und wenn ja, welche würden sie noch dazuzählen, auch wenn sie in Ihrem Programm nicht ausdrücklich einbezogen sind?

De Haan: Es gibt eine zentrale Voraussetzung. Alle Welt ist inzwischen überzeugt, dass es ohne veränderte mentale Strukturen keine Nachhaltigkeit geben kann. Das kann man sich schnell deutlich machen, wenn man sich anschaut, was wir eigentlich an technologischem Potenzial und an Innovationen haben. Das ist weitaus mehr, als das, was sich faktisch realisiert. Woran liegt das? Es gibt niemand, der in diese Richtung drängt – es sei denn, ein Unternehmen sieht, dass man damit Profit machen kann, oder freundlich gesagt, die Zahlungsfähigkeit eines Unternehmens aufrecht erhält. In der Regel ist es so, dass viele gute Erfindungen nicht übernommen werden, auch von der Industrie etwa, weil sie sich erst in einer Laufzeit von 2 oder 3 Jahren amortisieren. Selbst diese kurze Laufzeit ist für die heutigen Unternehmen zu lang. Deswegen sind gute Erfindungen wie etwa der Stirling-Motor oder sonstige Sachen gar nicht durchsetzungsfähig. Wir arbeiten ja immer noch mit denselben Maschinen, die es seit 120 Jahren gibt, den Otto-Motoren – und die sind wirklich von ihrer Leistungsfähigkeit völlig daneben! Auch der Versuch, auf der Basis von Wasserstoff voranzukommen, ist nur durchsetzungsfähig durch eine hohe Subvention von Seiten des Staates. Dass er dies tut, liegt wiederum daran, dass eine gewisse mentale Haltung da ist, die das auch durchsetzungsfähig macht: dass es nämlich in der Bevölkerung ein latentes Interesse daran gibt, diese Verbrennungsmaschinen in gewisser Hinsicht zu verändern. 

Daneben gibt es eine zweite Ebene: Man braucht auch eine mentale Veränderung – selbst dann, wenn man die Ökosteuer machen will, sonst wird man abgewählt. Man muss also erreichen, dass eine mentale Struktur in der Bevölkerung es zulässt, solche Gesetze zu machen. 

Zum anderen müssen auch die strukturellen Rahmenbedingungen stimmen. Man kann z.B. nicht über eine stärkere Nutzung des öffentlichen Personalverkehrs reden, wenn es keinen Bus gibt. Es gibt auch ökonomische Grenzen. John Vidall, ein englischer Journalist, der den internationalen Umweltpreis bekam, hat das schon vor einigen Jahren deutlich aufgezeigt. Er sagt, dass die gesamte Gesetzgebung, die wir bezogen auf die Umweltgesetzgebung haben, momentan nur zu Lasten der Armen geht. Er meinte dabei sein eigenes Land: Der Gesetzgeber setzt die Preise für Energien hoch und will, dass die Leute investieren in die Isolation der Häuser. Aber sie haben im Norden Englands in den alten Industriegegenden einfach nicht das Geld dafür. Und so passiert es, dass die Leute frieren müssen, weil sie in den schlecht isolierten Häusern sitzen müssen und die teuren Energiekosten einfach nicht bezahlen können. Das ist die ökonomische Seite, die wir ganz klar sehen sollten. 

An vielen Punkten ist Deutschland allerdings so reich, dass es sich Belastungen ohne Weiteres leisten kann. Hier gibt es tatsächlich eher mentale Hindernisse. Dazu gibt es eine schöne Untersuchung von Preisendörfer-Dieckmann, die in einem Kaufhaus ein großes Experiment mit Eiern gemacht haben: Sie haben die normalen Legebatterie-Eier ins Regal gestellt – und daneben Eier aus dem Ökobauernhof. Und über die Legebatterie-Eier haben sie Bilder von den KZ-Hühnern aufgehängt. Das sah wirklich brutal aus. Daneben haben sie Bilder von Hühnern gezeigt, wie sie auf dem Ökohof gehalten werden. Das hat dazu geführt, dass sie schlagartig viel mehr von den Ökoeiern abgesetzt haben. Aber nach etwa 4 Wochen, als sich die Leute an diese Bilder gewöhnt hatten, sind sie wieder rübergegangen und haben von den billigeren Eiern aus den KZ-Ställen gekauft. Wir sind in dieser Gesellschaft noch nicht so weit, dass die Leute bei geringen Preisunterschieden lieber pro Tier optieren und sagen: Diese anderthalb Cent mehr pro Ei gebe ich schon noch aus, das ist es mir wert!

Zum Verhältnis von Wissen und Veränderungshandeln

Frage: Von hier aus ergibt sich natürlich eine interessante Frage: Reicht schon das Wissen um diese Dinge aus, um das Verhalten zu verändern? Gibt es vielleicht bei einer Anhäufung von Wissen irgendwann den Umschlag in eine neue Qualität des bisherigen Verhaltens – oder sind wir so strukturiert, dass die Dinge eigentlich parallel zueinander verlaufen und nicht in einen mittelbaren oder gar unmittelbaren Zusammenhang gebracht werden können?

De Haan: Lange Zeit fielen die Untersuchungen, die wir gemacht haben, sehr negativ aus, so dass man sagen konnte: Es gibt vielleicht noch einen Zusammenhang zwischen dem Wissen und den Einstellungen, aber nicht zwischen Wissen und Verhalten. Es gab eher Negativbeziehungen: Je mehr Kenntnisse im Umweltbereich vorhanden waren, desto schlechter ist das Umweltverhalten. Das liegt in der Regel daran, dass man, je mehr man weiß, einen desto höheren Bildungsabschluss hat: Umso mehr verdient und umso mehr Ressourcen verbraucht man dann. Es ist in unserer Gesellschaft noch immer so, dass die Bewusstesten, die auch bewusst mal Ökonahrung kaufen, in ihrer Gesamtbilanz viel mehr verbrauchen als die armen Schweine – also, die wenig haben, die z.B. von der Arbeitslosenhilfe leben oder als Rentner/innen leben. Denn die Ressourcen, die die Gebildeten haben, sind so groß, dass sie sich z.B. ein Eigenheim hinsetzen oder Urlaubsreisen machen können, die weit weg führen, und so weiter. So fällt ihre Bilanz zwar schlecht aus, aber ihr Bewusstsein ist ganz hoch. Das ist seit Jahren so. 

Allmählich aber gibt es kleinere Formen von Beziehungen, die sozusagen direkten Charakter haben: Wenn man mit einem Menschen persönlich längere Zeit redet und sagt „Hör mal zu, mit dem Fair-Kaffee, das kostet dich echt nur einen Euro mehr pro Packung, und es ist für die Produzenten viel besser, wenn du den kaufst, weil sie dann tatsächlich den doppelten Lohn haben gegenüber dem, was sie sonst bekommen, diese ganze Verelendung muss doch nicht sein, man kann sogar in manchen Regionen infrastrukturell etwas verbessern!“ – dann schafft man es, auch ganze Gruppen, oft sogar einfacher als Einzelpersonen, davon zu überzeugen, fair gehandelte Produkte zu kaufen. Außerdem kann man mittlerweile fairen Kaffee in großen Mengen von 50 Paketen kaufen – und dann können sich auch Studenten leisten, diesen Kaffee zu trinken. Solche Entscheidungen sind schon möglich, gerade auf diesen kleinen Ebenen des Konsums. 

Hart wird es hingegen dann, wenn man versucht, an die deutschen Heiligtümer heranzugehen, im Verkehrsbereich oder so: Einem 40jährigen Mann das Auto auszureden, das kriegen wir nicht hin. Oder auch in einer Gemeinde neue Wohnsiedlungen zu schaffen, wo kein Auto fährt – solche Versuche sind alle gescheitert. Selbst bei den gutwilligsten Freunden, die so etwas z.B. in Hamburg versuchten, ist nichts daraus geworden. Kleine Autos sind ja immerhin schon etwas, das muss man zugestehen: wenig Verbrauch zwar, aber immerhin noch Autos... 

Niemandem einen generell nachhaltigen Lebensstil abverlangen

Wenn man hier weiter kommen will, dann muss man das ganze Paket an Motivationen, sich so oder so zu verhalten, neu aufschlüsseln: Und die sind, wenn nicht individuell, so doch sehr gruppenspezifisch geprägt. Ich würde z.B. nie sagen, es käme darauf an, sich „an sich“ nachhaltig oder umweltfreundlich zu verhalten. Ich würde vielmehr raten zu gucken: In welchem Bereich versuchen wir, Leute dafür zu gewin​nen, sich in einer spezifischen Form zu verhalten? Ich würde auch niemandem in dieser Gesellschaft abverlangen wollen, dass er generell seinen gesamten Lebensstil im Sinne der Nachhaltigkeit gestaltet. Man kann froh sein, wenn es uns gelingt, dass die Menschen das an einer ganz bestimmten Stelle tun – und andere wiederum an einer anderen Stelle. Wir sollten nicht noch versuchen, ihnen ein schlech​tes Gewissen zu machen, wenn sie es an bestimmten Stellen nicht tun. Das bringt uns nicht weiter. 

Alle verfügbaren Lebensstilforschungen sagen uns: Wenn es uns gelingt, die Gutmenschen – das ist eine Gruppe von zweieinhalb Prozent – so weit zu bekommen, dann sind wir wirklich gut. Und bei den anderen muss man eher auf die Gesamtbilanz schauen: Es gibt solche, denen es leicht fällt, auf das Auto zu verzichten, aber auch solche, die gar nicht darauf verzichten können. Aber denen können wir vielleicht abringen, dass sie sich in einem anderen Bereich engagieren. Das müsste der Pfad in der Erwachsenenbildung sein. Die Schüler hingegen verbrauchen so gut wie nichts: Bei denen anzusetzen mit „Du musst deinen Müll trennen!“ – das kann man aus Disziplinierungs- oder Ordnungsgründen machen, oder weil man Sauberkeit will, aber es ist nichts, was in dieser Gesellschaft von Bedeutung wäre. Viele Schüler fahren übrigens auch mit dem Bus und nicht mit dem Auto.

Frage: Das heißt also, wie in unserem Ansatz in der Initiative "Anders besser leben", dass man den Leuten Mut machen sollte, da, wo es ihnen am leichtesten fällt, mit einer nachhaltigen Lebensweise anzufangen? Meinen Sie, dass es bei jedem Menschen irgendeinen Punkt gibt, an dem man den Haken einschlagen könnte, wo er erreichbar ist, wo die Botschaft irgendwie ankommt?

De Haan: Ich würde hier dem Mentalitätenmodell von Karl Werner Brand und seiner Gruppe folgen, das versucht, verschiedene Typen aufzuzeigen: Es gibt die Menschen mit einem persönlichen Entwicklungsprojekt, d.h. sie machen die Umweltfragen zu ihrem persönlichen Projekt und versuchen, sich auch intensiv umweltfreundlich zu verhalten. Die am meisten Reflektierenden sind nur gleichzeitig die hohen Ressourcenverbraucher, weil sie auch das meiste Geld zur Verfügung haben. Dann gibt es die Gruppe der „Bürgerpflichtler“, die sagen: Wenn alle es so machen, dann mache ich das auch. Die würden also die Ökosteuer mittragen. Dann gibt es die Staatsorientierten, die sagen: Das ist alles nicht mein Ding, da soll der Staat mal für sorgen! Diese Haltung birgt aber immer noch eine Chance über die Gesetzgebung. Dann gibt es als vierten Typ die Ambivalenten, die sagen: Naja, mag sein oder auch nicht, dass das gut ist. Die schwimmen mal im Mainstream mit, und mal sind sie total dagegen. Dann gibt es noch eine kleine Gruppe, die nach dem Motto „Weiter so!“ funktioniert: Die haben noch das Modell der Expansion der 50er Jahre im Kopf und diese ganze Ökologiegeschichte interessiert sie überhaupt nicht. Die sind entsprechend schwer zu erreichen. Aber in einer pluralen Gesellschaft müssen wir das auch aushalten. Wie sagt man so schön: "Eenen Fulen mödd de Hof afkönnen."

Frage: Wenn Schülerinnen und Schüler Gestaltungskompetenz als Schlüsselqualifikation für Nachhaltigkeit erwerben sollen, geht es um das Vermögen, die Zukunft von Sozietäten in aktiver Teilnahme im Sinne nachhaltiger Entwicklung modifizieren und modellieren zu können. Wo in den Sozietäten sehen Sie größere Hindernisse bei der Umsetzung dieser Entwicklungsoption? 

De Haan: Natürlich können wir in den wenigen Schulstunden, die darauf verwendet werden, etwas bei den Menschen zu bewirken, nicht erwarten, dass dadurch ein ganzes Dorf umgekrempelt wird. Das gelingt nicht. Wir wissen auch: Wenn man etwas Neues gelernt hat – in bestimmten Simulationsmodellen, wie sich die Welt weiter entwickeln könnte – so lässt sich dies nicht ohne Weiteres nach außen transportieren, weil es auf Vorbehalte stößt. Unsere Hoffnung ist hier, dass solche Lernerfahrungen, die meist in Projekten gemacht werden, auch in der Person überwintern. Die Hoffnung resultiert aus einem kleinen Buch von Walter Kempowski mit dem Titel „Immer so durchgemogelt“. Kempowski hat 5000 Menschen in Deutschland befragt, was sie aus ihrer Schulzeit noch wissen. Und niemand kannte noch die Alltagsstunden, mathematische Formeln oder sonst etwas. Woran sich aber die meisten erinnerten, das waren Ereignisse, wo entscheidende Erfahrungen gemacht wurden. Daran erinnerten sich die Leute auch noch mit 40 und 50. Aber sie wussten nichts mehr aus dem Mathematik- oder Deutschunterricht. Das war alles weg, es sei denn, es gab bestimmte Lehrerpersönlichkeiten. 

Unsere Schlussfolgerung ist: Es mag sein, dass sich gewisse Dinge im Alltag größtenteils nicht transferieren lassen – aber wenn es die Chance gibt, daran irgendetwas zu ändern, dann sind es Formen des Unterrichtens, die nicht im klassischen Kanon ablaufen: neue, kreative Ideen, mit denen man die Schüler konfrontiert. Die werden dann später wieder belebt. Daraus speist sich unser Optimismus. Hindernisse sind nicht so sehr auf der Ebene der Eltern zu suchen, die eine Menge von dem, was da in der Schule passiert, für spinnert halten, sondern eher bei den Strukturen innerhalb der Schulen selber. 

Schule hat immer noch sehr viel zu sagen: Es dominiert immer noch ein Ordnungsgesichtspunkt. Ordnung und Disziplin halten ist immer noch die erste Pflicht in der Schule, auf der alles basiert. Dass Lehrkräfte es schaffen, auch für ein oder zwei Stunden mal Unordnung zuzulassen, damit sich etwas Neues, etwas Kreatives entwickelt, das fällt ihnen ganz schwer. Oder zu akzeptieren, dass auch Schüler – wenn ihnen Gelegenheit gegeben wird, länger darüber nachzudenken – gute Ideen dazu entwickeln können, was man inhaltlich braucht, wie der Unterricht ablaufen könnte etc., auch das ist ganz schwer. Wir kämpfen hier gegen zähe Strukturen an – oftmals gegen die mentalen Strukturen bei den Lehrkräften, bei denen die Hindernisse eher zu sehen sind als im außerschulischen Bereich.

Abschied von moralisch aufgeladenen Erziehungskonzepten 

Frage: Sie sprechen in Ihrem Programm davon, dass mit dem Konzept der Gestaltungskompetenz Fähigkeiten zur Modellierung von Zukunft entwickelt werden sollen. Es geht dabei nicht um eine unmittelbare Erziehung zu einem veränderten Umweltverhalten –  Sie hatten ja schon am Anfang kurz angedeutet, dass es zwischen Bildung und Erziehung Unterschiede gibt. In diesem Zusammenhang haben Sie sich auch deutlich gegen eine moralisch aufgeladene Erziehung ausgesprochen und sich davon etwas distanziert. Was hat Sie dazu veranlasst? Sind das pädagogische Einsichten oder auch Erfahrungen aus der Geschichte unseres Volkes? Wie sind sie zu dieser Position gekommen?

De Haan: Es ist eigentlich eine Mischung: Auf der einen Seite ist es ganz klar auch meine pädagogische Tradition: jene Linie, die über Schleiermacher kommt und sich fortsetzt in einer nun wirklich liberalen Erziehungskonzeption, die sich wehrt gegen die Überformung des Menschen durch Manipulation. Die ganze sozialistische und auch die nationalsozialistische Erziehung sind geradezu manipulative Erziehungskonzepte – wobei es im Nachhinein betrachtet zumindest im Sozialismus nicht so ganz erfolgreich war. Es gibt eben eine entsprechende Tradition innerhalb Deutschlands. Sie hat zu tun mit theoretischen Konzeptionen, etwa mit der geisteswissenschaftlichen Pädagogik von Hermann Noll und anderen, die geglaubt haben, dass man durch eine unmittelbare Anleitung zu dem, was man für gut hält, und durch eine Erziehung in diese Richtung das Beste für die Menschheit tun kann. Damit haben sich die geisteswissenschaftlichen Pädagogen bis 1936 sehr vertan: Viele glaubten, dass der Nationalsozialismus die gute deutsche Bewegung sei. Sie haben gemeint, in diesem Sinne müssten wir das gesamte Volk versuchen zu erziehen. Das ist den Bürgerlichen passiert, es ist auch den Sozialisten passiert, und ich denke, davon sollten wir Abstand nehmen. Auch wenn wir jetzt alle glauben, die Nachhaltigkeitsidee ist die Menschheitsrettungsidee, so müssen wir die Entscheidung darüber, ob sie es ist oder nicht, doch den Menschen selbst überlassen: Wir können sie nicht an ihrer Stelle treffen! 

Das ist das bereits erwähnte Signal von Friedrich Schleiermacher – und auch der Punkt, wo ich an gar keiner Stelle zurückweiche, wenn man von mir erwarten würde, ich sollte ein pädagogisches Konzept zur unbedingten Vermittlung von Nachhaltigkeit entwickeln. 

Man kann es auch anders machen: Wenn man z.B. ein anderes Verhalten innerhalb der Bevölkerung haben will, dann hat man entweder eine normative Position – wie die Kirche oder die Gewerkschaft – und kann deren Zielsetzung entsprechend offen legen: Damit kann man dann auch leben. Oder aber man kann sagen: Ich will die Gesellschaft in diese Richtung steuern! Das ist die Vorgehensweise der Politik, d.h. man kann sie nicht für ein allgemeinbildendes System wollen. Denn man muss ja bedenken: In die Schule gehen die Menschen nicht freiwillig, wie sie das etwa tun, wenn sie in die Kirche kommen. Wo man nicht freiwillig hingeht, hat man ein Anrecht darauf, dass man nicht durch die anderen überformt wird. In Zwangsveranstaltungen aber – und die Schule ist eine Zwangsveranstaltung, denn es gibt eine Schulpflicht – ist dies aus der pädagogischen Perspektive heraus schlicht verboten. Das ist mein klarer Kodex, da gibt es auch keine Diskussion bei mir.

Möglichkeiten eröffnen, aber nicht präjudizieren

Frage: Ihr ganzes Konzept ist trotz alledem doch darauf ausgerichtet, im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung wirksam zu werden. Es gibt ja auch bei Ihnen eine inhaltliche Zielstellung, die sie als positiv benennen, von der her Sie ihr Konzept überhaupt erst entworfen haben. Wie machen sie aber kenntlich, das dies nicht normativ ist?

De Haan: Auch zu dieser Frage findet man bei Schleiermacher einiges, aber auch in der ganzen Tradition von Theodor Litt innerhalb der Pädagogik, in der sich auch mein Konzept bewegt. Nicht dass ich sagen würde, die Idee von Nachhaltigkeit ist falsch. Ich halte sie im Gegenteil für richtig, allem voran das Gerechtigkeitskonzept als die Norm, auf der alles basiert: Wer Nachhaltigkeit will, muss auch Gerechtigkeit sagen. Wer Nachhaltigkeit will, kann nicht nur sagen: „Ich will nur ein bisschen Ressourcen sparen.“ Denn das ökonomische Effizienzkriterium ist für sich genommen noch keineswegs nachhaltig, sondern Nachhaltigkeit ist ein Gerechtigkeitskonzept. Das unterscheidet sie auch von der klassischen Ökologie. 

Unser Konzept innerhalb der Pädagogik kann man mit zwei Worten umreißen: Möglichkeiten eröffnen. Das ist die Pointe. Wenn wir Menschen manipulieren möchten, gibt es nur eine entscheidende Möglichkeit: nämlich sie mit bestimmten Dingen nicht bekannt zu machen, ihnen etwas Bestimmtes nicht zu vermitteln, es auszublenden. Unser Konzept ist insofern nachhaltig, als wir nichts ausblenden. Wir sagen, welche Pfade es gibt, welche Ideen derzeit in der Gesellschaft vorhanden sind, welche wir weiterentwickeln können, um in diese Richtung gehen zu können. Ob ihr aber in diese Richtung geht oder nicht, können wir nicht für euch entscheiden: Das ist euer Ding! Aber wir würden euch auch manipulieren, wenn wir diese entscheidende Möglichkeit, eine gerechtere Welt haben zu können, nicht zum Thema für euch machen würden. Das ist der Punkt.

Frage: Würde das bedeuten, dass man es ihnen ermöglicht, sich für verschiedene Optionen zu entscheiden, nachdem sie sich über die Folgen im Klaren geworden sind – dass sie dann aber auch selber als Einzelne für ihre getroffene Entscheidung verantwortlich sind? 

De Haan: Genau. Auch wenn jemand sagt „Es ist mir egal, nach mir die Sintflut!“ – dann habe ich dies aus pädagogischer Perspektive zu akzeptieren, aber deshalb noch lange nicht aus politischer Perspektive. Aus pädagogischer Perspektive ist diese Akzeptanz unerlässlich: Mir sind die Hände gebunden – ich bin nicht der Manipulateur, der dafür zu sorgen hat, das Du das gefälligst anders siehst. Natürlich kannst Du deine Gründe artikulieren (oder auch nicht), aber Du wirst dich mit den anderen auseinander setzen müssen, die das anders sehen – und Du hast zumindest das Potenzial, dich auch anders verhalten zu können. Aber wenn Du es nicht willst, dann ist das deine Entscheidung! 

Frage: Das heißt also, die Konflikte und Spannungen, die sich zwischen verschiedenen Entscheidungen ergeben, spielen sich im Vollzug des Lebens ab, zwischen den Akteuren selber. Aber man muss das Feld bereiten, dass es zu einem solchen Aufprall von Konflikten auch kommen kann. Insofern besteht ein Interesse, Meinungsunterschiede qualifiziert auszutragen und Angebote zu machen für die, die sich auf diesen Weg machen wollen.

De Haan: Deswegen ja auch die Betonung auf Artikulationsfähigkeit, auf Entscheidungskompetenz, auf den Diskurs mit anderen. Dies alles ist bitter notwendig. 

Frage: Ihr Projekt ist jetzt seit 1999 auf dem Weg. Gibt es schon eine Zwischenbilanz, erste Rückläufe? Wie sehen sie aus, inwieweit haben Sie den Eindruck gewinnen können, dass Sie auf einem guten Weg sind und so weitermachen können? Wie schätzen sie nach der Halbzeit den Programmablauf ein?

Das routinemäßige Erfüllen von Lehrplänen ist legitim, aber innovationsverhindernd 

De Haan: Wir sind jetzt gut drei Jahre im Spiel und haben so etwas wie eine Zwischenbilanz, wenn auch noch nicht richtig ausgewertet. Wir sehen, dass sich dieses Konzept zumindest in den Schulen, die mitmachen, durchaus umsetzen lässt – mit Abstrichen, das muss man immer sehen. Es ist immer noch so, dass sehr viele Lehrkräfte glauben, das Ziel sei es, Verhaltensänderungen zu realisieren. Dass es um etwas anderes gehen muss, ist in manche Köpfe sehr schwer hineinzukriegen. Das liegt an der Tradition, aus der wir kommen. Die klassische Umweltbildung sagt: Abfallsortieren, das muss jetzt passieren und so weiter und so fort. Das ist manchmal noch eine Schwierigkeit. 

Wir haben aber andererseits auch gute Resultate: Wir erhalten eine Menge neues Material, das die Schulen entwickelt haben, um zu zeigen, wie Bildung für Nachhaltigkeit praktisch an sehr vielen Unterrichtsbeispielen aussehen kann. Wir haben eine Menge an guten konzeptionellen Entwicklungen, was etwa Partizipation von Schülern und was die Kooperation mit außerschulischen Partnern angeht. Das läuft eigentlich ausgesprochen gut. 

Wo wir noch Schwierigkeiten haben, ist der Transfer von Modellen aus den beteiligten Schulen heraus in die Alltagspraxis anderer Schulen. Denn die Lehrkräfte, die bei uns mitwirken, haben eine ganz bestimm​​te Motivationsstruktur. Sie sind im Grunde diejenigen aus der bereits erwähnten Gruppe des „per​sön​lichen Entwicklungsprojekts“: Sie sind interessiert an dieser Thematik und hoch motiviert, Innovationen im schulischen Bereich zu betreiben – und sie haben alle ein hohes Verantwortungsgefühl gegenüber den Kindern und Jugendlichen sowie gegenüber zukünftigen Generationen. Diese Konstella​tion ist allerdings unter den Lehrkräften nicht alltagsüblich. 

Unser Problem ist: Wie kriegen wir Personen und Lehrkräfte, die andere Motivationslagen haben, die auch kein Innovationsbestreben im schulischen Bereich haben, dazu, diese Art Unterricht auch zu machen? Die Grundhaltung vieler Lehrer/innen ist die, eben eine Arbeit zu machen wie jeder andere Mensch auch. Das ist auf Routine abgestellt, man hält sich mehr oder weniger an das, was die Lehrpläne und das Schulbuch sagen, und das zieht man durch. Das ist legitim, aber innovationsverhindernd. Neuerungen durchzusetzen, ist ganz schön schwer. 

Also suchen wir jetzt nach Pfaden, wie wir an diese Klientel herankommen, etwa indem wir sagen: Wir stellen euch das Material hin, damit könnt ihr morgen anfangen – macht doch vielleicht über diesen Weg einen anderen Unterricht! Wir versuchen, Einfluss zu nehmen auf die Lehrpläne, indem wir vorschlagen, das Nachhaltigkeitsthema hier und da zu verankern. Wir schreiben auch mal ein paar Bausteine, die ihr mit hineinnehmen könnt. Über diesen Pfad versuchen wir das Modell zu verbreiten. Das Programm selbst ist ja nach 5 Jahren abgeschlossen, und dann gibt es auch die nötigen Ressourcen nicht mehr. Spätestens dann muss man etwas haben, von dem man sagen kann: Das kann jetzt auch in den Alltag gehen, und es ist in der Anwendung nicht mit Mehrkosten verbunden bzw. die einzelne Lehrkraft kann es sich ohne große Umstände besorgen. Das ist der Knackpunkt, an dem wir momentan arbeiten.
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